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WIE ES ZU 
DER TAGUNG 
GEKOMMEN ISTMit großer Mehrheit hat der Deutsche Bundes-tag am 9. Mai 2019 dem Antrag der Bundesre-gierung stattgegeben, die seit 2013 laufendeBeteiligung der Bundeswehr an der „Multidimensio-nalen Stabilisierungsmission der Vereinten Nationenin Mali“ (MINUSMA) um ein weiteres Jahr zu verlän-gern. Lediglich Die Linke und die AFD sprachen sichgeschlossen gegen MINUSMA aus, wenn auch ausvöllig unterschiedlichen Gründen. In der Debattegingen Redner*innen aller Parteien auf die drama-tische Lage in dem westafrikanischen Land ein, den-noch sollte sich bei der Abstimmung dieoptimistische Lesart der Bundesregierung durchset-zen. Danach wirke die UN-Friedensmission MI-NUSMA "unmittelbar unterstützend für dieeuropäischen Bemühungen" und ergänze "den um-fassenden internationalen Ansatz zur Stabilisierungder Region." Ziel sei es, "dazu beizutragen, Mali ineine friedliche Zukunft zu führen."1

Das Votum war keineswegs überraschend.Hierzu gehörte auch, dass in der gleichen Bundes-tagssitzung die abermalige Beteiligung der Bundes-wehr an der EU-Ausbildungsmission für diemalischen Streitkräfte – kurz: EUTM Mali – beschlos-sen wurde. Gleichwohl gehören beide Entscheidun-gen auf den Prüfstand. Denn trotz – oder auch wegen– mehrerer internationaler Militärmissionen hatsich die allgemeine Sicherheitslage im gesamten Sa-helraum in den letzten 3 Jahren enorm zugespitzt.

Allein in Mali sind zwischen April 2018 und April2019 ungefähr 600 Menschen ums Leben gekom-men. Weltweites Entsetzen hat vor allem ein Massa-ker in dem Dorf Ogossagou im Zentrum Malisausgelöst, wo am 23. März 2019 insgesamt 160 An-gehörige der überwiegend von Viehzucht lebendenPeul-Community getötet wurden – mutmaßlich voneiner vom malischen Staat unterstützten oder zu-mindest geduldeten Dogon-Miliz. Hinzu kommenAngriffe auf vermeintliche Repräsentanten der staat-lichen bzw. etablierten Ordnung, darunterBeamt*innen, Lehrer*innen und Dorfchefs. In derRegion Mopti sind nur noch 30 bis 40 Prozent derstaatlichen Verwaltungsbehörden präsent, 500Schulen sind geschlossen, im gesamten Land hat sichdie Zahl der Binnenvertriebenen gegenüber 2018auf 120.000 Menschen verdreifacht.2 Ganz ähnlichin den Nachbarländern Niger, Burkina Faso undTschad, auch dort kommt es nahezu täglich zu An-schlägen auf Sicherheitskräfte und Zivilist*innen.Die bewaffneten Gruppen operieren teils unterdschihadistischer Flagge wie die Massina-Befrei-ungsfront ("Katiba Macina"), die GISM3 ("Unterstüt-zergruppe für den Islam und Muslime") und BokoHaram, teils als kriminelle Netzwerke – einschließ-lich fließender Übergänge zwischen beiden Fraktio-nen. Auch Selbstverteidigungseinheiten tretenregelmäßig auf den Plan. In aller Regel sind dieseeine Reaktion auf die Nicht-Präsenz staatlicher Si-cherheitskräfte, ohne dass es sich automatisch umethnisch ausgerichtete Gruppen handeln würde. Bei-spielsweise hat sich in der Provinz Soum im Nordenvon Burkina Faso bereits Anfang der 2000er Jahredie Gruppe Koglweogo gebildet, die gegen irregulä-ren Holzeinschlag, Viehdiebstahl und Bandenwesenvorgeht. Eine vierte Fraktion stellen die staatlichenSicherheitskräfte dar. So berichtet die TschadscheLiga für Menschenrechte ("Ligue tchadienne desdroits de l’Homme") in einem Report von März2019, dass es im Zuge des Kampfes gegen BokoHaram immer wieder zu Vertreibungen durch die ni-gerianische und tschadsche Armee kommt.4
1 Die UN-Mission MINUSMA hat kein Kampfmandat. Ihre nur
auf Mali gemünzten Aufgaben sind vielmehr die Begleitung des
Friedensprozesses, die Wiederherstellung der staatlichen Inte-
grität und der Schutz der Zivilbevölkerung. Demgegenüber geht
die von Frankreich getragene Operation Barkhane (zusammen
mit der von den Sahelländern eingesetzten G5-Interventions-
truppe) im gesamten G5-Sahelraum gegen dschihadistische und
bewaffnete Gruppen vor. 

2 Die Zahlen stammen aus dem Artikel: Denis M. Tull: VN-
Peacekeeping in Mali. Anpassungsbedarf für das neue Minusma-
Mandat, in: SWP-Aktuell, Nr. 23, April 2019

3 Groupe de soutien à l'islam et aux musulmans (GSIM)

4 Der Bericht ist online abrufbar: https://www.laltdh.org/ (Ru-
brik: Rapports)
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Auch in Mali wird regelmäßig von Übergriffendurch unterschiedliche Armeeeinheiten berichtet.So sollen laut UN-Angaben malische G5-Soldaten am19. Mai 2018 auf dem Viehmarkt von Boulkessy imZentrum Malis 12 als Terroristen verdächtigte Zivi-listen buchstäblich exekutiert haben, nachdem zuvoreine Patrouille der malischen Armee angegriffenwurde. 
Vor diesem Hintergrund hat das NetzwerkFokus Sahel in Kooperation mit der EvangelischenAkademie Frankfurt am 27./28. März 2019 zu einerFachtagung unter dem Titel "Wege aus der Gewalt?Gesellschaftliches Engagement im Kontext politi-scher Destabilisierung und gewaltsamer Konflikteim Sahel" eingeladen. Vier Zielsetzungen standen imZentrum: Erstens die gesamtgesellschaftlichen Dy-namiken im Sahel besser zu verstehen, unter ande-rem hinsichtlich der regionalen und nationalenBesonderheiten. Zweitens zu klären, inwiefern dieinternationalen Militärmissionen in den letzten 6Jahren eher stabilisierend oder destabilisierend ge-wirkt haben. Drittens auszuloten, welche zivilenMaßnahmen konfliktvorbeugendes bzw. konfliktre-duzierendes Potential haben – samt der Frage, inwelchem Verhältnis zivile und militärische Vorge-hensweisen zukünftig stehen sollten. Viertens zukonkretisieren, welche Aufgaben zivilgesellschaftli-che Akteure bei der Überwindung der Dauerkrisewahrnehmen könnten, insbesondere in den Sahel-ländern selbst. 

Zum grundlegenden Konzept der Tagung ge-hörte des Weiteren, überwiegendWissenschaftler*innen und Menschenrechtsakti-vist*innen aus dem Sahel als Referent*innen einzu-laden – nicht zuletzt Vertreter*innen vonPartnerorganisationen der einzelnen Fokus Sahel-Mitglieder. Denn die öffentliche Debatte zum Sahelist in Europa nicht nur von europäischen Interessenund Zuschreibungen geprägt, sondern zeichnet sichauch durch mangelhafte Kenntnisse der Region aus.So begründete die Bundestagsabgeordnete ChristineBuchholz die durchaus berechtigte Skepsis der LIN-KEN gegenüber MINUSMA unter anderem mit demHinweis, dass die UN-Friedensmission Mali nicht be-friedet, sondern zunehmend militarisiert habe – mitder Konsequenz, dass sich die bewaffneten Konfliktevom Norden nach Zentralmali ausgedehnt hätten.Diese Feststellung ist nicht völlig von der Hand zuweisen. Verkannt wird aber, dass die Konflikte imZentrum Malis primär eigene, unter anderem inuralten Landkonflikten verankerte Ursachen haben,wie Chéibane Coulibaly – Professor für Entwick-lungssoziologie in Bamako – während der Tagungdetailliert ausführte. Noch fragwürdiger ist freilich,dass bei Sahel-Debatten in Europa üblicherweiseThemen wie Terrorismus, Migration und grenzüber-schreitende Kriminalität die Agenda bestimmen –also das, was die EU in ihrem 2015 verabschiedeten"Sahel-Aktionsplan" als ihre maßgeblichen Prioritä-ten definiert (zusammen mit besseren Beschäfti-gungsmöglichkeiten für Jugendliche).
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Ouiry Sanou (Burkina Faso), 
Foto: Helga Dickow

Walter von den Driesch
(Bundesregierung), Foto: Helga Dickow



Demgegenüber stehen für Menschen in den Sa-helländern ganz andere Herausforderungen im Vor-dergrund. Ihr Fokus liegt vor allem auf der Fragemenschlicher Sicherheit, die nicht nur physische Un-versehrtheit umfasst, sondern auch politische, öko-nomische und soziale Rechte. 
Wie gegenläufig die Perspektiven sind, solltesich spätestens bei einer öffentlichen Podiumsdis-kussion zeigen, die am zweiten Abend der Tagungunter dem Titel "EU-Politik im Sahel – um wessen Si-cherheit geht es?" stattgefunden hat. Denn mit vonder Partie waren sowohl der Sahel-Koordinator derEU, Pierre Yves Boissy, als auch der Sahelbeauf-trage der Bundesregierung, Walter von den

Driesch. Mehrfach ist es dort zu einem offenenSchlagabtausch gekommen. Beispielsweise, als diebeiden Regierungsvertreter die Frage von Youssouf
Coulibaly – Rechtsprofessor in Bamako – unbeant-wortet ließen, inwiefern die Sicherheit im Sahel seitBeginn der externen Militäroperationen zugenom-men habe, im Gegenzug jedoch Mutmaßungen überdie vermeintliche Überbevölkerung in den Sahellän-dern anstellten. Dies stieß bei vielen auf Unverständ-nis, auch bei Ouiry Sanou, Vertreter derJugendorganisation ODJ aus Burkina Faso: "Warumkümmert ihr euch um unsere Geburtenrate, wäh-rend euch die katastrophale Gesundheitssituationund die täglich sterbenden Kinder kalt lassen?! Lasstuns doch einfach unsere Revolution machen [waseine Anspielung auf eine in der Podiumsdiskussionvon Moussa Tchangari aus Niamey erhobene For-derung war], dann können wir uns im Anschluss umunsere Geburten kümmern. Europa sieht nicht, wasuns wirklich umtreibt. Ihr fürchtet die Putsche, weilihr die Macht in den Händen eurer afrikanischen Re-gierungsmarionetten halten wollt, damit ihr weiterunsere Bodenschätze ausbeuten könnt, ohne dasshiervon die Masse der Bevölkerung profitierenwürde." Gewiss, über diese und weitere Fragen

konnte kein Einverständnis erzielt werden, aber at-mosphärisch herrschte im Saal eine Art existentiel-les Knistern. Deutlich wurde, dass es in derSahelregion um Menschen geht, nicht um europäi-sche Sicherheitsinteressen. Insofern dürften wohldie meisten Veranstaltungsteilnehmer*innen mitdem an George Orwell angelehnten Fazit des Mode-rators Alexander Göbel einverstanden gewesensein: "Freiheit ist, den Menschen das zu sagen, wassie nicht hören wollen. Insofern war das ein sehrfreier Abend." 
Die vorliegende Dokumentation verfolgt dreiZiele: Zunächst den Verlauf der Tagung zu dokumen-tieren, sodann jene Fragestellungen näher zu be-trachten, die weiteren Diskussionsbedarf beinhaltenoder die in Frankfurt nicht näher zur Sprache ge-kommen sind und schließlich Empfehlungen auszu-sprechen. Die Empfehlungen haben sich unmittelbaraus den Diskussionen während der Tagung ergeben,sind aber nicht mit den Referent*innen und Teilneh-mer*innen gemeinsam beschlossen worden. Viel-mehr handelt es sich um Schlussfolgerungen, die derSteuerkreis von Fokus Sahel im Auftrag des Netz-werks gezogen hat – nicht zuletzt unter Berücksich-tigung der im Plenum vorgestelltenWorkshop-Ergebnisse. Wichtig ist diesbezüglichauch, dass – bis auf zwei Ausnahmen – alle Beiträgeder Konferenz auf der Webseite von Fokus Sahel do-kumentiert sind. Dabei handelt es sich teils um stich-punktartige Merkzettel, teils um vollständigausgearbeitete Redemanuskripte. Was zum letztenPunkt führt: Fokus Sahel möchte an dieser Stelle ein-mal mehr allen Referent*innen ganz herzlich dafürdanken, dass sie nach Frankfurt gekommen sind undes somit den in Europa lebenden Teilnehmer*innender Tagung erlaubt haben, ein realitätstauglicheresVerständnis für die schwierige und komplexe Situa-tion im Sahel zu entwickeln. A
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02
ZUSAMMENFASSUNG
DER WICHTIGSTEN
ERGEBNISSE

a) Bei der Tagung ging es – wie in der Einleitungschon ausgeführt – sowohl um die konkreten Aus-wirkungen internationaler Militäroperationen inden G5-Sahelländern (MINUSMA, Barkhane und G5)als auch um die Bedeutung ziviler Vorgehensweisenbei der Bearbeitung der unterschiedlichen bewaff-neten Konflikte. Die wohl wichtigste Schlussfolge-rung lautete, dass die grundsätzlichen Probleme imSahel nicht militärisch gelöst werden können undsich daher vor allem zivile Vorgehensweisen emp-fehlen. Ungeachtet dessen blieb die Frage offen, in-wiefern die internationalen Militäroperationen eherstabilisierende oder destabilisierende Effekte haben.Entsprechend hat sich die Tagung nicht für einenkurzfristigen Abzug internationaler Truppen ausge-sprochen, auch wenn einzelne Referent*innen aus-drücklich dafür plädiert haben. Insgesamt bestandEinigkeit darüber, dass die Gesamtsituation hochgra-dig komplex, mitunter auch widersprüchlich ist –einschließlich erheblicher Unterschiede zwischenden einzelnen Ländern und Regionen. 
b) Hinsichtlich der Auswirkungen internationalerMilitäroperationen standen sich zwei Positionen ge-genüber, ohne dass dies jedoch mit einer Lagerbil-dung unter den Teilnehmer*innen einhergegangenwäre. Auf der einen Seite wurde betont, dass die mi-litärischen Interventionen die aktuellen Eskalations-dynamiken verschärfen, bisweilen sogar(mit)verursachen würden. Für diese Perspektivewurden vor allem vier Erfahrungswerte aus denletzten Jahren genannt: Erstens, dass die militäri-schen Auseinandersetzungen mit zum Teil gravie-renden Konsequenzen für die Zivilbevölkerungeinhergehen und insofern Wasser auf die Mühlen

jener Kräfte darstellen, die an einer Zuspitzung derLage interessiert sind. Zweitens, dass im Zuge derar-tiger Zuspitzungen lokale Friedens- und Dialogini-tiativen an den Rand gedrängt werden und somitkeine präventive Wirkung mehr entfalten können.
Drittens, dass die militärische Präsenz internationa-ler Truppen von Teilen der Bevölkerung als Unter-stützung für die vielerorts abgelehntenRepräsentant*innen des Staates empfunden wirdund daher eine Glaubwürdigkeitslücke für die inter-nationalen Truppen entstehen lässt. Viertens, dassinsbesondere Frankreich seine militärische Präsenzganz unverhohlen nutzt, um eigene Interessendurchzusetzen5, was wiederum in der Bevölkerungdie Bereitschaft stärkt, dschihadistische und bewaff-nete Gruppen zu unterstützen oder zumindest still-schweigend zu dulden. 

Auf der anderen Seite hieß es, dass die Lageohne internationale militärische Unterstützung nochdramatischer wäre. Danach sind die Streitkräfte ins-besondere von Mali, Burkina Faso und Niger nicht inder Lage, den diversen dschihadistischen und be-waffneten Gruppen Einhalt zu gebieten. Als militäri-sche Defizite wurden insbesondere ein Mangel anKapazitäten, finanziellen Ressourcen und prakti-schen (Kampf-)Erfahrungen genannt. Und das mitder Konsequenz, dass staatliche Sicherheitskräftevielerorts kaum präsent sind und somit den Schutzder Zivilbevölkerung nicht gewährleisten können.Dennoch wurden auch aus dieser Perspektive zahl-reiche Veränderungen angemahnt. Hervorgehobenwurde unter anderem, dass eine bloße militärischeStärkung der jeweiligen nationalen Armeen nichtausreichen würde. Vielmehr müssen diese durchfunktionierende politische Institutionen 
5 Diese Kritik ist vor allem auf das Vorgehen in der Region
Kidal gemünzt: Dort kooperiert die französische Armee eng mit
Tuareg-Milizen, angeblich weil diese aufgrund ihrer Ortskennt-
nisse unverzichtbar im Rahmen des Antiterrorkampfes seien. De
facto stärke dies jedoch, so die Kritik, jene Kräfte innerhalb der
Tuareg-Community, die sich für eine Autonomie oder gar staatli-
che Eigenständigkeit des Nordens Malis einsetzen – eine Per-
spektive wiederum, die Frankreich deshalb entgegenkomme,
weil Frankreich so einfacheren Zugriff auf Bodenschätze in der
Sahara erhalten würde, vgl. hierzu auch Charlotte Wiedemann:
Mission Mali. Ein Desaster hinter der Fassade des Erfolgs, in: le
monde diplomatique, September 2014 - abrufbar unter:
www.monde-diplomatique.de
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kontrolliert bzw. überwacht werden, nur so könnenjene Übergriffe und Menschenrechtsverletzungendurch staatliche Sicherheitskräfte verhindert werden,die ihrerseits die bereits laufenden Eskalationsdy-namiken immer wieder zuspitzen. 
c) Insgesamt bestand weitgehender Konsens darü-ber, dass zivile gegenüber militärischen MaßnahmenVorrang haben sollten. Denn Ursache der gesamtge-sellschaftlichen Krisendynamiken im Sahel sind kei-neswegs terroristische oder bewaffnete Gruppen.Deren Existenz ist vielmehr als Krisensymptom zubegreifen, auch wenn mittlerweile von einer gewis-sen Eigendynamik ausgegangen werden muss. Dem-gegenüber ist eine ernsthafte Auseinandersetzungmit all jenen Faktoren erforderlich, die für die Krisentatsächlich verantwortlich sind. Entsprechend sindwährend der Tagung vor allem drei Krisenkomplexezur Sprache gekommen: Erstens "fragile bzw. ge-scheiterte Staatlichkeit" (defizitäre Infrastuktur, ma-nipulierte Wahlen, Korruption, Klientelismus,Justizbestechlichkeit etc.), zweitens "gesellschaftli-che und wirtschaftliche Probleme" (Landkonflikte,ethnische Spannungen, soziale Gegensätze, Diskri-minierung junger Menschen, wirtschaftlicher Dau-erstillstand etc.), drittens "globale Dominanz- undUngleichheitsverhältnisse" (Rohstoffexporte zuDumpingpreisen, Klimawandel, ungerechte Han-delspolitik, Verdrängung kleinbäuerlicher Haushaltedurch internationales Agrobusiness etc.). 

Im Laufe der Tagung war auffällig, dass zwar dieThemen des dritten Krisenkomplexes auf breites In-teresse stießen (unter anderem bei den Vorträgenvon Bernhard Schmid und Moussa Tchangari), kaumjedoch in konkrete Empfehlungen umgemünzt wur-

den – wahrscheinlich deshalb, weil globale Rahmen-bedingungen als vergleichsweise wenig beeinfluss-bar gelten. Demgegenüber haben die ersten beidenKrisenkomplexe ungleich mehr Raum in den Diskus-sionen eingenommen, auch im Rahmen der Work-shops, aus denen zahlreiche Einzelempfehlungenhervorgegangen sind (vgl. Kapitel 08). Grundsätzlichgingen die meisten Empfehlungen von zwei Maxi-men aus: Einerseits, dass die staatlichen Institutio-nen von Grund auf erneuert werden müssen,andererseits, dass umfassende Fortschritte im wirt-schaftlichen und gesellschaftlichen Bereich anzu-streben sind – beides unter maßgeblicherBeteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure. Denn nurwenn beides gewährleistet ist, kann im wirklichenSinne menschliche Sicherheit garantiert und somitden terroristischen und bewaffneten Gruppenschrittweise der Nährboden entzogen werden.
d) Viele der auf der Konferenz ausgesprochenenEmpfehlungen richteten sich primär an die politi-schen und zivilgesellschaftlichen Akteure in den Sa-helländern selbst. Dennoch kommt auch derinternationalen Gemeinschaft eine entscheidendeRolle zu, nicht zuletzt im Kontext der internationalenMilitäroperationen. In diesem Sinne haben sich wäh-rend der Tagung sechs prinzipielle Empfehlungenherauskristallisiert, die in erster Linie an jene Län-der und Organisationen adressiert sind, die sich mi-litärisch und entwicklungspolitisch im Sahelengangieren: 

Erstens sollten sich externe Akteure umfassen-der als bislang mit der Situation in der Sahel-Regionbefassen, auch unter Berücksichtigung historischerKontexte und geographischer Besonderheiten. Nur
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so ist ein wirklich situationsangemessenes Handelnin der Region möglich. Zweitens muss auf dieserGrundlage eine klare Priorisierung ziviler Maßnah-men erfolgen – einschließlich einer signifikantenSteigerung der finanziellen Mittel für die nicht-mili-tärische Entwicklungszusammenarbeit. Drittens giltes, zivilgesellschaftliche Akteure gezielt zu fördern– gleichsam komplementär zur ebenfalls anvisiertenReform staatlicher Institutionen. Ein besonderes Au-genmerk sollte dabei auch auf lokale Dialog- undEmpowermentaktivitäten gelegt werden, um eineaktive Beteiligung der Bevölkerung an zukünftigenFriedens- und Versöhungsprozessen zu gewährleis-ten. Viertens ist das derzeitige militärische Engage-ment drastisch zu reduzieren. Dabei sollte –ausgehend von den bisherigen Aktivitäten in diesemBereich – ein noch stärkerer Fokus auf Ausbildungund Ausrüstung der Streitkräfte der einzelnemSahel-Länder liegen, allerdings nur unter der Vo-raussetzung, dass ihre Einbettung in funktionie-rende Institutionen garantiert ist. Fünftens istanzustreben, dass externe Militäroperationen aus-schließlich im Rahmen der UN erfolgen, nicht aberim Rahmen einzelstaatlicher Initiativen wie derfranzösischen Operation Barkhane.6 Ebenfalls wich-tig ist, dass UN-Einsätze zukünftig umfassender an-hand konkreter Zielsetzungen evaluiert werden –stets auch mit Blick auf die Frage, inwiefern das mi-litärische Engagement durch zivile Maßnahmen er-setzt werden könnte. Sechstens ist eine aus dermilitärischen Zusammenarbeit resultierende Stär-kung autoritärer oder diktatorischer Regime wiezum Beispiel dem im Tschad zu vermeiden. Dennder Kampf gegen dschihadistische oder bewaffneteGruppen rechtfertigt weder Menschenrechtsverlet-zungen noch die Herbeiführung oder Aufrechterhal-tung undemokratischer Verhältnisse. A

03
ERÖFFNUNG 
DER TAGUNGDie Konferenz wurde von Eberhard Pausch, Stu-dienleiter für Religion und Politik bei der Evan-gelischen Akademie Frankfurt, und Grit Lenz,Koordinatorin von Fokus Sahel, eröffnet. Eberhard
Pausch unterstrich in seiner Rede insbesonderejene Maxime, die sich – wie in der Zusammenfassungschon erwähnt – auch in den Ergebnissen der Ta-gung niederschlagen sollte: nämlich die Notwendig-keit, zivilen gegenüber miltärischen Lösungen dasPrimat einzuräumen. Er verband dies zudem mitdem Hinweis, dass die im Kontext von Afrika undEuropa viel zitierte, aber nur selten realisierte 'Au-genhöhe' den Willen und die Fähigkeit zum wechsel-seitigen Zuhören voraussetze. 

Grit Lenz berichtete, inwiefern die Tagung engmit den bisherigen Aktivitäten von Fokus Sahel ver-schränkt sei: Als Fokus Sahel 2014 gegründet wurde,entwickelte sich der Friedens- und Versöhnungspro-zess in Mali rasch zu einem der Schwerpunkte des
6 In diesem Kontext wird in Mali immer wieder die Forderung
erhoben, dass die UN-Mission MINUSMA mit einem Kampfman-
dat ausgestattet werden sollte, um offensiver gegen dschihadis-
tische und bewaffnete Gruppen vorgehen zu können. Verwiesen
sei daher auch auf die seit 2012 einmal jährlich stattfindende
Meinungsumfrage "Mali-Mètre" der Friedrich-Ebert-Stiftung in
Mali, in der unter anderem die Zufriedenheit bzw. Unzufrieden-
heit der Bevölkerung mit den verschiedenen Militäroperationen
erhoben wird: www.fes-mali.org
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Netzwerks. Hierzu gehörte im Jahr 2014 auch einWorkshop in Bamako zu interkommunitären Dialog-prozessen mit Partnerorganisationen von FokusSahel, aus dem zwei Jahre später eine französisch-sprachige Broschüre unter dem Titel "Les pratiquesdu dialogue intercommunitaire pour la paix et la re-concialiation au Mali" hervorgegangen ist.7 2016folgte ein Workshop zur gewaltfreien Konfliktprä-vention in Niger, an dem Vertreter*innen der Zivil-gesellschaft, staatliche Akteure undWissenschaftler*innen teilgenommen haben. Paral-lel wurden in Deutschland interne und öffentlicheVeranstaltungen zum Goldabbau, zu Landgrabbingund zur Situation der Jugend im Sahel organisiert.Zudem hat Fokus Sahel im Dezember 2018 in Ko-operation mit Brot für die Welt zu einer Tagung inBerlin unter dem Titel "Der Preis der Sicherheit imSahel. Mobilität, Entwicklung und Europäische Inte-ressen“ eingeladen.8

Jenseits dieser thematischen Kontinuitätsfädenbetonte Grit Lenz noch zwei weitere Aspekte: Einer-seits, dass der Frankfurter Tagung das Selbstver-ständnis zugrundeliege, nicht nur demNord-Süd-Austausch zu dienen, sondern auch dieDebatten unter den Referent*innen aus den unter-schiedlichen Sahelländern zu unterstützen. Anderer-seits, dass Fokus Sahel an vielfältigen Empfehlungeninteressiert sei – sei es an europäische und afrikani-sche Regierungen, sei es an die Zivilgesellschaft, letz-teres vor allem mit Blick auf die eigene Arbeit mitPartnern im Sahel. 
Schließlich: Im Zentrum der Tagung stand dievielfältige Bedrohung menschlicher Sicherheit inden Sahelländern. Umso tragischer war es, dass sichunmittelbar im Vorfeld der Tagung drei große An-schläge ereignet haben: So verloren in Mali – wie be-reits in der Einleitung erwähnt – am 23. März 2019in Ogossagou 160 Menschen ihr Leben. In Niger istes am 27. März in N'Guigmi in der Region Diffa imSüd-Osten des Landes zu einem Doppelanschlag vonBoko Haram mit 10 Toten gekommen – ausgerech-net in jenem Dorf, aus dem Moussa Tchangaristammt, einer der Referent*innen der Tagung. InBurkina Faso wurden am 1. und 2. Februar in Yirgoumindestens 55 Menschen getötet, dies im Kontexteiner sich stetig zuspitzenden Gewalteskalation inden Grenzgebieten zu Mali und Niger, bei der alleinzwischen November 2018 und März 2019 499 Men-schen ums Leben gekommen sein sollen. Vor diesemHintergrund lag es nahe, die Konferenz mit einerSchweigeminute zu beginnen, und das um so mehr,als insbesondere das Dorfmassaker in Ogossagouviele Tagungsteilnehmer*innen zutiefst erschütterthat. A

7 Die Broschüre findet sich als PDF auf der Webseite von Fokus
Sahel: www.fokussahel.de (Rubrik: Veröffentlichungen // 2016)

8 Die Dokumentation der Tagung liegt in deutscher und franzö-
sischer Sprache vor, sie kann ebenfalls auf der Webseite von
Fokus Sahel als PDF runtergeladen werden (Rubrik: Veröffentli-
chungen // 2019)
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04
ERSTE ANNÄHERUN-
GEN AN DAS THEMA:
DIE DREI ERÖFF-
NUNGSVORTRÄGE
DES ERSTEN TAGES

4.1 
Bernhard Schmid
Ökonomische und geostrategische
Interessen internationaler Akteure im
Sahel

Als Ausgangspunkt wählte Bernhard Schmidt diefranzösische Militär-Operation Serval, mit derFrankreich am 11. Januar 2013 in Mali intervenierte.Jene Operation war freilich nicht die viel zitierte Ret-tung in letzter Not – diesen insbesondere in Frank-reich sorgfältig kultivierten Mythos wies BernhardSchmid explizit zurück: Frankreich sei nicht einge-schritten, um einen angeblich drohenden Vormarschislamistischer Milizen auf Bamako zu verhindern.Vielmehr habe es sich um einen monatelang vorbe-reiten Einsatz gehandelt. Zur Illustration rief Bern-hard Schmid den Umstand in Erinnerung, dass dermalische Übergangspräsident Diocounda Traoré be-reits am 24. September 2012 per Brief eine offizielleBitte um militärische Unterstützung an den UN-Ge-neralsekretär geschickt hatte. Eine Initiative, diewiederum der damalige französische PräsidentFrancois Hollande zwei Tage später zum Anlass ge-nommen hat, in der UN-Vollversammlung die Bil-dung einer internationalen Militärintervention inMali als "Dringlichkeit der Stunde" zu bezeichnen.Es könne daher auch kaum überraschen, so Bern-hard Schmidt, dass französische Streitkräfte bisheute in Mali geblieben seien. Konkreter: Im August

2014 wurde Serval durch die Operation Barkhaneabgelöst. Zu ihr gehören derzeit 3.000 Soldat*innen,Einsatzzentrale ist die tschadische HauptstadtN'Djamena. Ihr Operationsgebiet umfasst die ge-samte G5-Region, also Mauretanien, Mali, BurkinaFaso, Niger und Tschad – wichtigster Auftrag ist derKampf gegen militante Islamisten. Demgegenüberhat die seit 2013 laufende UN-Friedensmission MI-NUSMA kein Kampfmandat, ihre Aufgaben sind viel-mehr die Begleitung des Friedensprozesses, dieWiederherstellung der staatlichen Integrität und derSchutz der Zivilbevölkerung.
Vor diesem Hintergrund warf Bernhard Schmidsodann die Frage auf, welche ökonomischen und po-litischen Interessen hinter dem dauerhaften franzö-sischen Engagement im Sahel stünden. Denn die vonFrancois Hollande zu Beginn der Intervention lan-cierte Behauptung, wonach Frankreich "keinerleiwirtschaftliches Interesse in Mali" hege, sei offen-kundig falsch – damals wie heute. Nicht weniger ir-reführend sei es indessen, das französischeVorgehen auf bloße Rohstoff-Interessen zu reduzie-ren. Diese gäbe es zwar, nicht zuletzt, was den Uran-abbau in Niger betreffe, dennoch ist esrealitätstauglicher, von einem geo-strategischen Ge-samtinteresse auszugehen. Danach sieht Frankreichin seiner militärischen Präsenz einen willkommenenHebel, um seine unterschiedlichen politischen und
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ökonomischen Zielsetzungen stärker zur Geltung zubringen. Beispielsweise in der Migrationspolitik:Hier weigert sich Mali schon seit seit vielen Jahren,ein Abschiebeabkommen mit Frankreich zu unter-schreiben, was auch mit dem Umstand korrespon-diert, dass alle Sahel-Staaten allenfalls gegen hoheGeldsummen bereit sind, die restriktive EU-Migrati-onspolitik aktiv mitzutragen. Des Weiteren ist zu be-rücksichtigen, dass zahlreiche französische Firmenin West- und Zentralafrika ansässig sind – beispiel-haft wurden der Telekommunikationsriese Orange(der in 19 afrikanischen Ländern tätig ist) und derMischkonzern Bolloré erwähnt. Um deren Interes-sen zu wahren, spiele laut Bernhard Schmid auch diemaßgeblich von Frankreich gesteuerte Franc CFA-Währungszone eine entscheidende Rolle. Dennindem Frankreich die CFA-Geldmenge knapp hältund jede Abwertung des CFA gegenüber dem Euroverhindert, liegen die beteiligten west- und zentral-afrikanischen Länder an der währungspolitischenKette ihrer ehemaligen Kolonialmacht: Weder kanndie Nachfrage durch expansive Ausgabenpolitik ge-steigert, noch können Exporte künstlich verbilligtwerden (so wie das China bereits seit Jahrzehntentut). Ergebnis ist, dass die wirtschaftliche Entwick-lung immer wieder gehemmt, mitunter auch abge-würgt wird, während umgekehrt die französischenbzw. internationalen Konzerne ihre Gewinne pro-blemlos transferieren können. 
Für die Konferenzdynamik war der Beitrag vonBernhard Schmid ein Auftakt nach Maß. Jedenfallsentwickelte sich im Anschluss eine lebhafte Debattemit zahlreichen Rückfragen und ergänzenden Kom-mentaren, insbesondere zum Franc CFA und zurRolle weiterer Länder, darunter Algerien, das eben-falls als Ordnungsmacht im Sahel agiert.9

Zur ökonomischen Bedeutung der bereits im Ko-lonialismus entstandenen CFA-Währung räumteBernhard Schmid ein, dass diese nicht alles erklärenkönne: Selbst dann, wenn die Länder eine eigeneWährung hätten, müsse von massiven wirtschaftli-chen Schwierigkeiten ausgegangen werden. Den-noch dürfe das Blockadepotential des CFA nichtunterschätzt werden, zumal es auch um eine psycho-logische Dimension ginge: Der CFA unterminiere dieSouveränität der betroffenen Gesellschaften, alleindeshalb gehöre er abgeschafft. Hinsichtlich der an-deren Länder konnte Bernhard Schmid aus Zeit-gründen nur stichwortartig antworten. Gleichwohlwurde deutlich, wie groß die Zahl derjenigen Länderist, die ihre Interessen in der Sahelregion robust ver-folgen – sei es China, das sich ausschließlich auf öko-nomische Geschäfte konzentriert, die USA, der es vorallem um politisch-miltärischen Einfluss geht oderSaudi-Arabien, das gezielt den Wahabismus fördert,auch deshalb, weil es eine gewisse Nähe zwischendem vom Iran protegierten Schiitentum und dem inWestafrika weit verbreiteten Sufi-Islam unterstellt. 
Insgesamt – darüber bestand Einigkeit – hatBernhard Schmids Vortrag eindrücklich gezeigt, wiereduziert der in der europäischen Öffentlichkeit ge-führte Saheldiskurs ist. Denn globale Macht- und Do-minanzverhältnisse kommen dort kaum zurSprache. Stattdessen prägen so genannte interneProbleme wie Armut, Bevölkerungswachstum oderKlimawandel die politische Agenda. Und das mitdem fatalen Effekt, dass wichtige Lösungsperspek-tiven gar nicht erst zur Debatte stehen.  A

9 Beispielhaft sei der im Rahmen der Afrikanischen Union lau-
fende Nouakchott-Prozess erwähnt, der die Sicherheitskoopera-
tion von 11 Staaten in West- und Nordafrika verbessern soll. 
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4.2 
Badié Hima:
Governance-Herausforderungen im Kontext
der Sicherheitskrise in der Sahelregion

Während bei Bernhard Schmid externe Faktoren imZentrum der Analyse standen, hat Badié Hima diegesellschaftliche Lage im Sahel aus einer Binnenper-spektive betrachtet. Seine zentrale These lautete,dass die allgemeine Sicherheitskrise im Kern eineKrise der Regierungsführung ("gouvernance") dar-stelle. Denn die Qualität des Staates würde üblicher-weise an der Fähigkeit seiner Institutionenbemessen, menschliche Sicherheit zu gewährleisten.Genau das aber misslinge im Sahel bereits seit vielenJahren, wie Badié Hima anhand diverser Beispieleausführte. Wer etwa mit dem Auto von Gao im Nor-den Malis in die 1.200 Kilometer süd-westlich gele-gene Hauptstadt Bamako fahren möchte, muss ausSicherheitsgründen einen 800 Kilometer weitenUmweg über Niamey und Ouagadougou nehmen –also über die Hauptstädte der beiden NachbarländerNiger und Burkina Faso. Auch das Gesundheitssys-tem oder die Justiz weisen gravierende Mängel auf,hinzu kommen Korruption, Straffreiheit, Klientelis-mus, ungleiche Vermögensverteilung, wachsenderDrogenhandel und vieles mehr. Insgesamt sei dies,so Badié Hima, Ausdruck einer fragilen, mitunterauch gescheiterten Staatlichkeit, ablesbar unter an-derem daran, dass mancherorts dschihadistische

Gruppen die vom (abwesenden) Staat gerissenenLücken füllen, ja sogar Steuern erheben würden. 
Der Zusammenhang zwischen Staatsversagenund Sicherheitskrise mag auf den ersten Blick un-spektakulär erscheinen. Und doch ist diese Verknüp-fung mit Blick auf den vom Westen dominiertenTerrorismusdiskurs keineswegs selbstverständlich.Denn wenn Radikalisierung und Fanatismus im Kernkein religiöses, sondern ein soziales Phänomen dar-stellen, also eine Revolte gegen den fragilen bzw. ab-wesenden Staat, dann wird auch begreiflich,weshalb Badié Hima zu der Schlussfolgerung gelangtist, dass die derzeitige Sicherheitskrise nicht militä-risch gelöst werden könne – im Übrigen eine Ein-schätzung, die sich wie ein roter Faden durch diegesamte Tagung ziehen sollte. 
Angezeigt sei demgegenüber ein grundlegenderNeuanfang, so Badié Hima: Erstens müssen diestaatlichen Institutionen eine Art Generalüberho-lung erfahren – von der Schaffung echter Gewalten-teilung über die Garantie politischer Grundrechte bishin zur Bekämpfung von Korruption und Straflosig-keit. Zweitens ist eine völlig andere Ausgabenstruk-tur erforderlich. Denn solange die einzelnenSahelländer einen beträchtlichen Anteil ihres Staats-haushaltes für den Sicherheitsektor ausgeben müs-sen10, bleibt für die grundlegenden Bedarfe derBevölkerung viel zu wenig übrig. Drittes resultiertaus der Diagnose "fragile Staatlichkeit", dass der Zi-vilgesellschaft bei der Neuausrichtung des Staateseine zentrale Rolle zukommt. Konkret bedarf esneuer Teilhabe-Formate; auch sollten zivilgesell-schaftliche Akteure in den Stand gesetzt werden,staatliches Handeln effektiv zu kontrollieren; zudemsollten sie zu Umfragen, Audits oder Forschungsvor-haben hinzugezogen werden, bei denen im Auftragdes Staates die Bedarfe der Bevölkerung in Sachenmenschlicher Sicherheit erhoben werden. 
Zurück zur Frage militärischer Interventionen:Badié Hima hat nicht nur auf das prinzipielle 

10 Maman Sidikou, Generalsekretär der westafrikanischen Ein-
greiftruppe G5 Sahel, spricht in einem Interview mit der Deut-
schen Welle von Werten zwischen 17 und 30 Prozent
(22.02.2019). 
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Dilemma aufmerksam gemacht, wonach militärischeVorgehensweisen – jedenfalls dort, wo sie prioritärsind – keine angemessene Antwort auf die Grund-problematik in den Sahelländern darstellen. Nein, erist auch ausführlich darauf eingegangen, inwiefernder Kampf gegen den Terror unter der Bedingungfragiler Staatlichkeit die Sicherheitskrise nicht löst,sondern in aller Regel zuspitzt. So führte Badié HimaZahlen an, wonach zwischen 2009 und 2016 70.000Menschen bei der Bekämpfung von Boko Haram ge-tötet wurden, zwei Drittel von ihnen durch staatlicheSicherheitskräfte – insgesamt sollen sich unter denOpfern dreimal mehr Zivilist*innen als Aufständi-sche befunden haben. Hintergrund waren Bestra-fungsaktionen durch Regierungssoldat*innen, weildie betroffenen Dörfer bzw. Communities BokoHaram offen oder stillschweigend unterstützt hät-ten. Jenseits derartiger Gräueltaten sind auch nied-rigschwellige Menschenrechtsverletzungen durchstaatliche Akteure zu verzeichnen. So werden imRahmen der seit Jahren geltenden Ausnahmezu-stände in Niger, Mali und Burkina Faso grundle-gende Rechte wie die Meinungs- oderVersammlungsfreiheit systematisch eingeschränkt,außerdem kommt es regelmäßig zu willkürlichenVerhaftungen von Mitgliedern der Zivilgesellschaft,etwa im Jahr 2018, als in Niger 18 Vertreter*innender Zivilgesellschaft monatelang eingesperrt waren,unter anderem Moussa Tchangari. Laut Badié Himazeige dies, dass international finanzierte Ausbildungund Ausstattung der jeweiligen Sicherheitskräfte inden Sahelländern nur dann Sinn mache, wenn derSicherheitssektor demokratisch umstrukturiert sei,wenn also im Zuge einer Sicherheitssektorreformtatsächlich garantiert sei, dass staatliche Sicherheits-kräfte demokratisch eingebunden und kontrolliertseien – unter strikter Achtung des Verbots der Straf-losigkeit. Sei dies nicht der Fall, bestünde weiterhindie Gefahr, dass es im Anti-Terrorkampf zu systema-tischen Menschenrechtsverletzungen, Übergriffenund Gräueltaten durch staatliche Sicherheitskräftekommen könnte. 
Auch nach dem zweiten Vortrag hat sich eine in-tensive Debatte entwickelt – hervorgehoben seienvor allem zwei Aspekte: Einerseits forderte Silga Lu-

cien aus Burkina Faso, dass die Kritik am Staat in

eine Selbstkritik der gesamten Gesellschaft verlän-gert werden müsse – ein Hinweis, der allenthalbenauf Zustimmung stieß. Denn die heftig kritisiertenVerhaltensweisen der politischen Klasse seien oft-mals nur ein Spiegel dessen, was überall in der Ge-sellschaft vorkomme, auch in zivilgesellschaftlichenOrganisationen, wie Silga Lucien ausdrücklich be-tonte. Andererseits hinterfragte Moussa Tchangaridie von Badié Hima vorgenommene Charakterisie-rung der derzeitigen Situation als "komplex". Denndie Probleme lägen auf der Hand, jedes Kind wüsste,was zu tun sei, es gäbe keinen Grund, von einer kom-plexen Situation zu sprechen. Was auf den erstenBlick wie ein bloßer Streit um Worte erschien, dürftefreilich ein Wink mit dem Zaunpfahl gewesen sein.Denn der Einwurf war ein Appell, endlich ins Han-deln zu kommen – nicht zufällig sprach MoussaTchangari während der Tagung mehrfach von derNotwendigkeit einer "sozialen Revolution". Umsobemerkenswerter war, dass diese Forderung vonden Tagungsteilnehmer*innen keineswegs als ver-balradikale Traumtänzerei abgetan wurde – mitAusnahme des Sahel-Beauftragten des AuswärtigenAmtes, Walter von den Driesch, der von einemnicht-zielführenden Gedanken sprach. Demgegen-über korrespondierte Moussa Tchangaris Revoluti-onscredo mit der in der Einleitung erwähntenStimmung eines existentiellen Knisterns, wonachgrundlegende Veränderungen das Gebot der Stundeseien. A
4.3 
Youssouf Coulibaly: 
Ziele und Konsequenzen der 
„Versicherheitlichung" der deutschen
und europäischen Politik gegenüber 
den Sahelstaaten

Während Bernhard Schmid und Badié Hima aus un-terschiedlichen Blickwinkeln eine Art Krisenpano-rama der G5-Länder gezeichnet hatten, kamYoussouf Coulibaly die Aufgabe zu, die internationa-len Militärmissionen auf ihre Wirksamkeit hin zuuntersuchen. Relevant war diese Frage nicht zuletztdeshalb, weil anlässlich der Tagung auch geklärt
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werden sollte, ob der Bundestag mit seiner eingangszitierten Einschätzung richtig liegt, wonach die seit2013 unter Beteiligung der Bundeswehr laufendenUN- und EU-Missionen tatsächlich einen Beitrag zurpositiven Entwicklung in Mali bzw. der Sahel-Regionleisten. 
Zur Beantwortung dieser Frage schilderte Yous-souf Coulibaly zunächst die europäische Sahelpolitik– ausgehend von der 2011 verabschiedeteten, 2014überarbeiteten und 2015 im Rahmen eines Aktions-plan konkretisierten Sahel-Strategie der EU. Dabeiging es nicht nur um militärische, sondern auch umzivile Instrumente, unter anderem verwies YoussoufCoulibaly(als nahezu einziger Referent in Frankfurt)auf die Sahel-Allianz, eine von Frankreich, Deutsch-land und der EU im Juli 2017 gegründeten Initiative,die bis zum Jahr 2022 7,5 Milliarden Euro für 600Projekte in den G5-Ländern investieren möchte.11
In einem zweiten Schritt wurde sodann das imUN-Rahmen entstandene Konzept menschlicher Si-cherheit eingeführt, mit dem auch viele andere Re-ferent*innen operierten. Denn dieses könne, so dieÜberlegung von Youssouf Coulibaly, als normativerMaßstab fungieren, um die konkreten Effekte der in-ternationalen Militärmissionen umfassend zu be-werten: Menschliche Sicherheit bezeichnet einen

erweiterten Sicherheitsbegriff, der im Gegensatz zutraditionellen Sicherheitskonzepten nicht denSchutz des Staates, sondern des Individuums undseiner Menschenwürde betont. Das Konzept umfasst
Gesichtspunkte der Menschenrechte, der menschli-chen Entwicklung, der Friedenssicherung und derKonfliktprävention. Ausschlaggebend für seine Ent-stehung war der 1994 erschienene UN-Bericht zurmenschlichen Entwicklung, insbesondere weil er füralle Menschen die "Freiheit von Not" sowie die "Frei-heit von Angst" reklamiert hat.

Umso eindrücklicher das Fazit des Vortrages:Obwohl Youssouf Coulibaly– anders als BernhardSchmid – dem europäischen Sahel-Engagement guteAbsichten bzw. Vorgehensweisen bescheinigte, ge-langte er hinsichtlich der miĺitärischen Interventio-nen zu einer ausgesprochen pessimistischenSchlussfolgerung. Denn diese hätten keine positivenEffekte gebracht. Stattdessen sei festzustellen, dassdie Zahl der Gewaltakte zugenommen habe, mit derKonsequenz, dass sich der einzelne Mensch bzw.Haushalt im Sahel politisch, wirtschaftlich, sozialund umweltbezogen in ständiger Unsicherheit be-finde. Konkreter: Spannungen zwischen einzelnenGruppen wie zum Beispiel Viehhirten und Ackerbau-ern hat es schon immer gegeben, aber die Sahelzonehat noch nie erlebt, dass sich die seit Jahrhundertenmehr oder weniger friedlich koexistierenden Ge-meinschaften in bewaffneten Milizen organisierenund wechselseitig angreifen. Doch damit nicht genug– Youssouf Coulibaly verweist auch auf die Wider-sprüchlichkeit europäischer Politik: Während die EUirreguläre Migration als Bedrohung für sich selbstbetrachtet, ist die Migration nach Europa für einePerson aus der Region Kayes im Westen Malis eineArt familiärer Notwehrakt gegen Hunger und Armut.Dies zeige, so die nur dezent formulierte Kritik, dassdas Handeln der EU am Ende nicht konsequent amKriterium menschlicher Sicherheit orientiert sei,sondern in erster Linie an europäischen Sicherheits-adressen.
Bei der Frage, was zu tun sei, plädierte YoussoufCoulibaly unterdessen nicht für einen Abzug der in-ternationalen Truppen, stattdessen unterbreitete er11 Zur Sahel-Allianz gehören des Weiteren die Weltbank, die

Afrikanische Entwicklungsbank und das Entwicklungsprogramm
der Vereinten Nationen (UNDP), zudem Dänemark, Großbritan-
nien, Italien, Luxemburg, die Niederlande und Spanien.
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vier Vorschläge: Erstens schloss er sich der Thesevon Badié Hima an, wonach die Krise ihren Ausgangvon schlechter Regierungsführung genommen hatund daher auch auf dieser Ebene angegangen wer-den muss. Zweitens gilt es, im Kontext besserer Re-gierungsführung mehr finanzielle Mittel fürwirtschaftliche und infrastrukturelle Entwicklungbereit zu stellen – eine Forderung, die sich auch ex-plizit an Europa richtete. Drittens muss die EU stär-ker darauf achten, im Rahmen ihrer Migrations- undAntiterrorpolitik nicht solche Regierungen zu stär-ken, die wegen Menschenrechtsverletzungen oderanderer undemokratischer Verhaltensweisen sei-tens der Bevölkerung als illegitim empfunden wer-den. Viertens ist es erforderlich, die internationalenMilitäroperationen neu auszurichten, wie YoussoufCoulibaly in einem während der Konferenz entstan-denen Interview mit der Zeitschrift "Welt-Sichten"meinte. Darunter verstand er zum einen, dass mehrdirekte Kontakte zwischen internationalen Truppenund lokaler Bevölkerung wünschenswert wären,zum anderen, dass die internationalen Streitkräfteauch mit entwicklungspolitischen Projekten in Er-scheinung treten und so ihre Glaubwürdigkeit erhö-hen sollten. Einziges Manko: Es blieb offen,

inwiefern solche Maßnahmen tatsächlich geeignetsind, die Wirkung internationaler Militärmissionenins Positive zu wenden – ungeachtet dessen, dassmilitärische Maßnahmen ohnehin nur eine Neben-rolle spielen sollten. 
Einmal mehr sind in der anschließenden Diskus-sion ganz verschiedene Aspekte zur Sprache gekom-men. Unter anderem verwies Martin Petry – einerder Initiatoren von Fokus Sahel – auf ein grundle-gendes, im weiteren Verlauf der Tagung noch öfterdiskutiertes Dilemma: Danach sind nicht nur staat-liche Institutionen, sondern auch die Zivilgesell-schaft in abgelegenen Regionen nicht oder nichthinreichend präsent, was wiederum Voraussetzungdafür ist, dass islamistische Kräfte sich ausbreitenkönnen. Hauptgrund hierfür ist, dass die meistenNGOs lediglich in den Hauptstädten ansässig sind.Insofern bedürfe es, so Martin Petry, einer größerenBereitschaft auf Seiten zivilgesellschaftlicher Ak-teure in Europa, unbürokratische Finanzierungs-möglichkeiten für kleine Graswurzelinitiativen aufdem Land zu gewähren, auch dann, wenn nicht ga-rantiert sei, ob diese sich langfristig behauptenkönnten.  A
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05
THEMATISCHE 
WORKSHOPS UND
EINFÜHRUNGS-
VORTRÄGE 

5.1
Workshop I: Jugend zwischen 
Perspektivlosigkeit und Aufbruch 
[Einführungsvortrag: Boniface Cissé]

Seit einigen Jahren stünden Jugendliche im Zentrumdes politischen Diskurses im Sahel, so Boniface Cisséin seinem Einführungsvortrag. Dies allerdings nicht,weil ihre Kapazitäten als Chance betrachtet werden.Ausschlaggebend ist vielmehr, dass sie als gefährlichgelten – ob als potentielle Terrorist*innen oder Kan-didat*innen der Migration. Demgegenüber betonteBoniface Cissé, dass sich junge Menschen im Saheleiner feindlichen Umwelt ausgesetzt sähen. Zumeinen, weil ihre Sicherheitsbedürfnisse systematischverletzt werden, wozu nicht nur physische Unver-sehrtheit, sondern auch gute Bildung, einkommens-sichernde Beschäftigungsmöglichkeiten und dasRecht auf Freizügigkeit gehören. Zum anderen, weildie junge Generation aufgrund ihres Alters nichternst genommen wird – Konsequenz eines geronto-kratischen Gesellschaftsmodells, das älteren Men-schen mehr Kompetenz und somit mehr Mitsprache-und Entscheidungsrechte zuweist als jüngeren (zurGruppe der Jugendlichen gehören üblicherweise alleMenschen bis zum 30. Lebensjahr, je nach sozialemund familären Status auch deutlich ältere). Fatal seilaut Boniface Cissé nun, dass diese doppelte Proble-matik tiefe Spuren hinterlassen würde: Die meistenJugendlichen verfügen nicht über das notwendigeSelbstvertrauen, um eigenständig aktiv zu werden.Und das umso mehr, als ihnen in aller Regel jener so-

zioökonomische Sozialstatus verwehrt bleibt, der –zusammen mit dem Alter – Voraussetzung für eineaktive Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ist.Hinzu kommt, dass das Vertrauen in die Werte, diekulturellen Praxen und den Zusammenhalt der Ge-sellschaft schwindet, zumal diese keine adäquatenZukunftsperspektiven mehr bieten. Kurzum: Einehandfeste Negativdynamik, die es dschihadistischenMilizen erleichtert, immer wieder neue Mitgliederzu rekrutieren. 
Vieler dieser Zusammenhänge hat auch Abdou-

laye Sounaye im Rahmen seines Workshop-Beitragsbestätigt. Danach sei es irreführend, von einer Ju-gendproblematik zu sprechen. Stattdessen solltendie Probleme der Jugend als Ausdruck einer gesamt-gesellschaftlichen Krise begriffen werden, ohne je-doch lokale Besonderheiten und somitlokalspezifische Bedarfe aus dem Blick zu verlieren.Problematisch ist zudem, dass der soziale Zusam-menhalt immer schwächer wird. Denn Sicherheit imumfassenden Sinne sei laut Abdoulaye Sounayenichts, was nur der Staat garantiere. Gefragt sindauch die Familie, die Nachbarschaft oder das Dorf –genau hier bröckeln indes die Bindekräfte. 
Ähnlich Fatoumata Touré aus Gao (Mali), dienicht nur von einer "Marginalisierung der Jugenddurch den Staat" sprach, sondern auch eine Parallelezwischen Jugendlichen und Frauen zog. Beide Grup-pen haben in Gao beim Widerstand gegen die isla-mistische Besetzung in den Jahren 2012/2013 einewichtige Rolle gespielt; beide haben auch nach derVerabschiedung des Friedensvertrags im Mai 2015Verantwortung übernommen, um die Bevölkerungüber den Inhalt des Friedensabkommens zu infor-mieren. Dennoch seien laut Fatoumata Touré die imFriedensabkommen zugunsten von Jugendlichenund Frauen vorgesehenen Maßnahmen nicht umge-setzt worden – vor allem zwei Aspekte gelte es her-vorzuheben: Einerseits hatten viele Jugendlichenach der erfolgreichen Vertreibung der Islamisten2013 bereits früh ihre Waffen abgegeben, darunterauch Mitglieder der SelbstverteidigungseinheitGanda-Izo. Gravierender Nachteil: Wer während derFriedensverhandlungen nicht mehr unter Waffenstand, wurde fortan ignoriert, hat also keine wirt-
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schaftliche Kompensation erhalten. Andererseits istdurch die gescheiterte Verfassungsreform (die vonbreiten Teilen der Zivilgesellschaft aus Sorge voreiner zu großen Machtfülle des Präsidenten abge-lehnt worden war) die zweite Parlamentskammernicht zustande gekommen, also jenes zusätzlicheVerfassungsorgan, in dem unter anderem Frauenund Jugendliche stärker hätten vertreten sein sollen.Fatoumata Touré berichtete darüber hinaus, dasssich im Rahmen der ökonomischen Krise jungeFrauen zunehmend prostituieren würden – auchaufgrund des Umstandes, dass sich in Gao überpro-portional viele Soldaten, Ex-Kämpfer und Angehö-rige bewaffneter Gruppen aufhielten. 
Ouiry Sanou aus Burkina Faso rief in seinemBeitrag in Erinnerung, dass Jugendliche 2014/2015maßgeblich zum Sturz des langjährigen AutokratenBlaise Compaoré beigetragen hätten. Umso enttäu-schender sei es, dass sich für viele die soziale undökonomische Lage nicht verbessert habe. In diesemZusammenhang spielt auch das Bildungsystem einewichtige Rolle. Denn der mangelhafte Zugang zu Bil-dung ist gewollt, so eine unter Aktivist*innen weitverbreitete These. Vor diesem Hintergrund hat OuirySanou mit seiner Jugendorganisation OJD begonnen,überall in Burkina Faso lokale Komitees zu gründen.Ziel ist es, Jugendliche darin zu unterstützen, ihrepolitischen Analysen und Forderungen nicht nur zuentwickeln, sondern auch öffentlich zu vertreten.Mittlerweile sei die OJD, so Ouiry Sanou, in allen Pro-vinzen vertreten, zudem in zwei Drittel aller Ge-meinden. Und das mit dem Effekt, dass islamistischeKräfte bereits an diversen Orten zurückgedrängtwerden konnten. 

Empfehlungen

Neben allgemeinen, auf die Sahel-Gesellschaften alsGanzes gemünzten Empfehlungen (die zusammenmit den allgemeinen Empfehlungen der Vorträgeund der beiden anderen Workshops im 9. Kapitel do-kumentiert werden) haben sich dieTeilnehmer*innen des Jugend-Workshops auf fol-gende jugendspezifische Empfehlungen verständigt: 
● Um die jeweils unterschiedlichen Lebensbedin-gungen von Jugendlichen adäquat zu berücksich-tigen (etwa was Stadt-Land-Differenzen betrifft),sollte die Jugend stets im Plural adressiert wer-den: "Die Jugenden" statt "die Jugend". 
● Jugendliche sind keine Gefahr, sie sollten vielmehrmit Blick auf ihre Potentiale und Kapazitäten be-trachtet und daher auf allen Ebenen unterstütztwerden: Hierzu gehören Jugendprojekte aus demkulturellen Bereich (um den sozialen Zusammen-halt zu stärken), aber auch Projekte zur politi-schen Bildung und zum Aufbau vonBeschäftigungsmöglichkeiten. Dabei gilt es, die Si-tuation junger Frauen speziell in den Blick zu neh-men. 
● Interreligiöse und andere Dialogformate sind ge-eignet, um Radikalisierung vorzubeugen. Zudemsind nationale und internationale Lern- und Aus-tauschprogramme zu fördern, auch um Jugendli-che in ihrer Fähigkeit zu fördern, sich aktiv fürgesellschaftliche Belange einzusetzen. 
● Das Bildungssystem ist auf allen Ebenen mit mehrRessourcen auszustatten, auch mit Blick auf diehäufigen Unterrichtsausfälle im Zuge von Leh-rer*innenstreiks.
● Jugendliche sollten die Möglichkeit erhalten, beiSicherheitsfragen mitzureden. Zudem sollten siein der Armee Verantwortung tragen. Beides för-dert die Identifikation mit dem Staat und kann in-sofern auch präventiv gegen Radikalisierungwirken. A
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5.2
Workshop II: Ressourcenkonflikte 
im Kontext von Klimawandel und
Landgrabbing
[Einführungsvortrag: Chéibane Coulibaly]

"Es nervt mich – auch wenn ich selber Malier bin –,dass es immer wieder heißt, dass wir eine harmoni-sche Gesellschaft wären." Mit diesem saloppen Auf-taktstatement sorgte Chéibane Coulibaly nicht nurfür Erheiterung. Es war auch eine programmatischeDuftmarke, wonach es zu kurz greife, die Krise inMali primär auf das Wirken dschihadistischer Milizenoder ausländischer Truppen zu reduzieren, die denangeblich einst friedlichen Vielvölkerstaat in eineKrise gestürzt hätten. Demgegenüber hat ChéibaneCoulibaly unter Rückgriff auf sein erstmalig 1997erschienenes Werk "Problématique foncière et gestiondes conflikt en Afrique Noire" zweierlei deutlich ge-macht: Zum einen, dass im fruchtbaren Nigerdeltabereits seit Beginn der marokkanischen Herrschaftim Jahr 1591 um Besitz- und Nutzungsrechte vonBoden, Wasser und Baumbestand gestritten wird –und das mit dem Resultat, dass sich bis heute diverseRechtsverständnisse und Bodentitel überlagern, mit-unter diametral widersprechen. Zum anderen, dassdiese Prozesse mit der Herausbildung starker sozialer

Gegensätze innerhalb einzelner Bevölkerungsgruppeneinhergegangen sind. So müssen einfache Peul-Vieh-hirten bereits seit Jahrhunderten Gebühren für dieNutzung von Weideflächen an Großgrundbesitzeraus der Peul-Aristokratie entrichten. Genau dies hatder Anführer der islamistischen Massina-Befrei-ungsfront, Amadou Koufa, skandalisiert. Seine Zielwar von Anfang an (Stichwort: soziale Revolte),junge Peul-Viehhirten gegen das lokale Estabilismentin Stellung zu bringen, wozu Peul-Aristokrat*innengenauso wie korrupte lokale Beamt*innen gehören,ganz gleich welcher Herkunft. Dies zeigt: Den sichseit 2015 stetig zuspitzenden Auseinandersetzungenim Zentrum Malis lag anfangs ein intra-ethnischerKonflikt ("conflit intra-communautaire") zugrunde,der sich erst in einem zweiten Schritt in einen inter-ethnischen Konflikt ("conflit inter-communautaire")transformiert hat. Und zwar als Konsequenz davon,dass Mitglieder anderer Ethnien begonnen haben,die Peul pauschal als Terroristen zu verdächtigen,was wiederum – auch im Kontext knapper werdenderNutzflächen – zu einer Gewaltspirale unter anderemzwischen Peul (die primär Viehzucht betreiben) undDogon und Bambara (die primär vom Ackerbauleben) geführt hat.12
Sabine Dorlöchter-Sulser hat in ihrem Beitragden Faden von Chéibane Coulibaly auf zwei Ebenenfortgesponnen: Zum einen betonte sie die Wichtigkeithistorischer Tiefenschärfe und kontextspezifischerGenauigkeit – beides, um ein angemessenes Ver-ständnis aktueller Konfliktsituationen zu gewinnen.In diesem Zusammenhang berichtete sie auch, dasses in Niger in einem breit getragenen Gesetzge-bungsverfahren gelungen sei, Elemente des klassi-schen Boden-Gewohnheitsrechts in die allgemeineAgrar-Gesetzgebung ("Code rural") zu integrierenund so Spannungen zwischen einzelnen Nutzer*in-nengruppen abzubauen. Hierzu gehörte unter an-derem, dass einige der traditionellen Konfliktlö-sungsmechanismen übernommen wurden, insbe-sondere das Prinzip, Konflikte nicht nach starren

12 Das Vortragsmanuskript von Cheibane Coulibaly umfasst 12
Seiten. Insofern entspricht der hier dargestellte Aspekt zwar
dem Schwerpunkt des mündlichen Vortrags, dennoch sei er-
wähnt, dass Chéibane Coulibaly noch zahlreiche weitere Aspekte
thematisiert hat.
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Regelwerken, sondern flexibel und prozessorientiertanzugehen. Zugleich stärkte sie die Position vonChéibane Coulibaly, wonach die Menschen im Sahelbereits seit jeher über die Fähigkeit verfügen würden,sich flexibel an die schwierigen Rahmenbedingungenanzupassen. So hat seit dem Jahr 1968 – jenem Zeit-punkt, als der Klimawandel erstmalig im Sahel deut-lich sichtbar geworden ist – eine Vervielfältigungder Einkommensquellen auf Haushaltsebene statt-gefunden: zunächst durch verstärkte Pendelmigrationeinzelner Familienmitglieder in die Küstenländer,sodann durch die Entwicklung von Rindermast. 
Als dritter Referent berichtete Silga Lucien überLandkonflikte in Burkina Faso, denen ganz verschie-dene Ursachen zugrunde lägen: Begonnen hat esmit Bergbau-Projekten, die seit Anfang des Jahrtau-sends überall in Burkina Faso wie Pilze aus demBoden geschossen sind. Des Weiteren ist es seit ca.2007 unter wohlhabenden Stadtbewohner*innenzu einer Art Modeerscheinung geworden, landwirt-schaftliche Nutzflächen aufzukaufen – zunächst anden Stadträndern, später auf dem Land. Ebenfallsproblematisch ist eine wachsende Flächenkonkurrenzunter anderem zwischen Ackerbauern und Viehhirten,hier spielen Klimawandel und Bevölkerungswachstumeine entscheidende Rolle. Schließlich sind auch in-nerfamiläre Konflikte zu berücksichtigen, da einzelneFamilienmitglieder immer häufiger ohne Absprachemit ihren Verwandten Teile des gemeinsamen Fa-milienbesitzes verkaufen. Umso bemerkenswerterist es, dass es laut Silga Lucien viele dieser Konfliktegar nicht geben dürfte. Denn im Jahr 2009 ist ein ininhaltlicher Hinsicht robustes Bodengesetz verab-schiedet worden, das unter anderem die verschie-denen Landnutzungsformen eindeutig regelt (Woh-nen, Viehwirtschaft, Ackerbau und Holzeinschlag)und das zudem untersagt, größere Flächen überlängere Zeiträume ungenutzt liegen zu lassen. JenesGesetz wird jedoch nicht konsequent angewendet –teils, weil Behörden nachlässig agieren, teils, weilPolitiker*innen selber in Grundstücksspekulationeninvolviert sind. All diese Probleme würden, so dasFazit von Silga Lucien, massiv zu Perspektivlosigkeitund Landflucht beitragen. Dennoch gebe es keineHinweise, dass die erwähnten Landkonflikte für dieaktuelle Gewaltspirale in Burkina Faso verantwortlich

seien. Vielmehr würde es sich bei den aktuellenAuseinandersetzungen um gezielt geschürte Konfliktezwischen einzelnen Dörfern oder bestimmten eth-nischen Gruppen handeln. Ziel sei eine generelleDestabilisierung, um staatlich nicht kontrollierteFreiräume für kriminelle Geschäfte herzustellen. 
EmpfehlungenInsgesamt wurden in der Arbeitsgruppe mehrereThemen intensiv diskutiert, unter anderem die Frage,ob und wie kleinbäuerliche Landwirtschaft schritt-weise mechanisiert und weiterentwickelt werdenkann. Viele der diesbezüglichen Argumente sind in dieEmpfehlungen eingegangen:
● Bodenspekulation, Landraub und Zwangsumsied-lungen sind zu verhindern. Ungenutztes Land solltezurückgegeben werden. Hierzu gehören ggf. auchUntersuchungen zu den Eigentümern einzelner Par-zellen. 
● Um Landkonflikte zu vermeiden, sollte das Gewohn-heitsrecht und klassische Konfliktlösungsmechanis-men im Rahmen der allgemeinen Gesetzgebung ge-stärkt werden. Zudem ist darauf zu achten, dass dieRechte von Viehhirten ebenfalls gesetzliche Veran-kerung finden
● Wo bereits ein fortschrittliches Bodenrecht besteht(wie in Burkina Faso und Niger), ist seine systemati-sche Anwendung zu garantieren. 
● Kleinbäuerliche Landwirtschaft und agrarökologischeMethoden sollten gestärkt werden. Dies schließtMechanisierung und Weiterentwicklung der klein-bäuerlichen bzw. familiären Landwirtschaft zumZwecke der Ertragssteigerung nicht aus. Zu vermeidensind jedoch negative Auswirkungen auf andere bäu-erliche Haushalte oder die Umwelt. Das Prinzip derErnährungssouveränität sollte als programmatischerOrientierungspunkt Eingang in die nationalen Agrar-politiken finden.
● Im Falle von Landnutzungskonflikten sollten Amal-game, also die Entstehung von Vorurteilen gegenüberbestimmten Gruppen vermieden werden ("alle Peulsind Terroristen", "alle Dogon sind Milizen", "alle
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Araber sind Drogenhändler" etc.).  Auch simplizistischeErzählungen über die Entstehung von Konfliktensind zurückzuweisen. 
● Persönlichkeiten, die sich für Frieden einsetzen unddaher auch Amalgame und simplizistische Narrativeöffentlich hinterfragen, ist zusätzlicher (Personen-)Schutz zu gewähren. A

5.3
Workshop III: Internationale Sicherheits-
politik und lokale Konflikttransformation
[Einführungsvortrag: Moussa Tchangari]

Moussa Tchangari schlug einen thematisch weitenBogen und stellte so mehrere Querverbindungen zuden schon gehaltenen Vorträgen her. Er rief zunächstin Erinnerung, dass es in der Sahelzone bereits im19. Jahrhundert politische Formationen wie dasMassina-Reich (1810-1868) oder das Kalifat Sokoto(1804-1903) gegeben habe, die aus dschihadisti-schen Bewegungen hervorgegangen seien. Auch da-mals ging es um soziale Fragen, weshalb sich zumBeispiel die von Chéibane Coulibaly näher beleuch-tete Massina-Befreiungsfront explizit auf diese Vor-gängerbewegungen beruft – auch im Sinne einersozialen Revolte gegen schlechte Regierungsfüh-rung. Nach der formellen Unabhängigkeit haben so-zialistisch orientierte Regierungen in Ländern wieMali oder Niger große Anstrengungen unternom-men, soziale Fortschritte zu erzielen. Doch diese Be-mühungen sind spätestens mit denverschuldungsbedingten Strukturanpassungspro-grammen von IWF und Weltbank in den 1980er und1990er Jahren gescheitert. Die staatlichen Institutio-nen sind damals in ihrer Steuerungskompetenz mas-siv beschädigt worden. Ergebnis war jene fragileStaatlichkeit, von der insbesondere Badié Hima ge-sprochen hat. Anfang der 2000er Jahre begann über-all auf dem afrikanischen Kontinent – nun auchunter Beteiligung Chinas – ein neuer Wettlauf umRohstoffe, dies jedoch ohne spürbare Verbesserun-gen für die Bevölkerung. Stattdessen sind staatlicheAkteure vor allem durch Willkür- und Gewaltakte inErscheinung getreten – ob bei Verkehrskontrollen,

im Gerichtssaal oder in der Verwaltung. Das Auf-kommen dschihadistischer Bewegungen sei insofernkeinesfalls erstaunlich, vielmehr müsse terroristi-sche Gewalt als Echo staatlicher Gewalt begriffenwerden, so Moussa Tchangari. Und doch sei es ab-surd, dass Frankreich – zusammen mit der EU –selbst diesen Umstand zu seinen Gunsten auszunut-zen wüsste. Denn die Existenz terroristischer Mili-zen würde, so seine These, westlichen Staaten alsLegitimation dienen, militärisch im Sahel einzugrei-fen, nicht zuletzt, um Chinas rasant gewachsenenEinfluss wieder zurückzudrängen. Angesichts einesderart düsteren Gesamtpanoramas wirkte es fastschon befreiend, dass Moussa Tchangari am Endeseines Vortrags auf die bereits zitierte Notwendig-keit einer sozialen Revolution zu sprechen kam, ver-standen als Appell, endlich ins dringend benötigteHandeln zu kommen. 
Und auch passte es, dass in der Arbeitsgruppevor allem Referenten sprachen, die sich auf lokalerEbene wahlweise um Dokumentation oder prakti-sche Veränderung bemühen: Baldal Oyamta berich-tete, dass im Tschad die menschliche Sicherheit – imSinne der von Youssouf Coulibaly eingeführten De-finition – nicht gewährleistet sei. Dabei verwies erin drastischen Worten auf eine auch von Badié Himaaufgemachte Parallele: "Boko Haram entführt,
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brandschatzt, tötet und hindert die Bevölkerungdaran, sich frei zu bewegen. Und die Sicherheits-kräfte, die machen das gleiche: Vergewaltigung vonFrauen, willkürliche Festnahmen ohne Gerichtsbe-schluss, Abzocke der Bevölkerung." Hinzu kommt,dass die Zivilgesellschaft gegängelt wird, allein 40Gesetze schränken ihren Spielraum ein. Umgekehrthalten sich internationale NGOs aus Sicherheitsbe-denken mit all zu lauter Kritik zurück. Ergebnis ist,dass das tschadsche Regime enorm davon profitiert,im Kampf gegen den Terror von der internationalenGemeinschaft geradezu hofiert zu werden.
Soumana Coulibaly war im Rahmen zahlrei-cher Dialog-Prozesse an der Erarbeitung einesBasis-Dialogansatzes ("Approches par le bas") betei-ligt, der sich nicht zuletzt durch seinen inklusivenbzw. basisdemokratischen Charakter sehr bewährthat.13 Ziel ist es, kollektive Austauschräume zu schaf-fen, bei denen sich alle Mitglieder eines Dorfes, einesStadtteils oder eines anderen Kollektivs treffen undwechselseitig zuhören können. Dabei geht es nichtnur darum, die jeweiligen Probleme, sondern auchpotentielle Lösungsansätze gemeinsam auszuloten– inklusive Vorschlägen zur kollektiven Ressourcen-bewirtschaftung. In diesem Sinne sind lokale Dialog-prozesse immer auch "Akte der Reinigung", geradeum vorurteilsdurchtränkten Eskalationsdynamikenwie im Zentrum Malis vorzubeugen. Während desWorkshops bestand Einigkeit darüber, dass es beider praktischen Umsetzung von Dialogprozessenkein Schema F gibt. Vielmehr muss der konkrete Ab-lauf immer wieder neu bestimmt werden, auchwenn es Standardfragen bzw. -herausforderungengibt – beispielsweise die folgenden: Wer sollte ein-geladen werden, wie können Manipulationen seitensbestimmter Akteure vermieden werden, wer mode-riert, oder wie kann eine Ergebnissicherung imSinne von Nachhaltigkeit geleistet werden? Zudemwurden auch grundsätzliche Fragen angeschnitten– etwa die, wie damit umgegangen werden kann,dass sich bestimmte Problematiken zwar lokal äu-ßern, aber nur auf staatlicher oder internationalerEbene endgültig gelöst werden können.

Abas Mallam ist in Niger im Rahmen des Netz-werks Genovico (Netzwerk für gewaltfreie Konflikt-bearbeitung)14 seit 2015 mit der Einrichtung"Kommunaler Komitees für Frieden und Sicherheitbeschäftigt. Die Einrichtung der Komitees erfolgt inKooperation mit einer staatlichen Institution – der"Hohen Behörde für die Konsolidierung des Frie-dens".15 Ziel ist es, in Gestalt der Komitees überalldort eine lokale Friedensarchitektur aufzubauen, woKonflikte drohen oder bereits bestehen. Dabeikommt den Komitees die Aufgabe zu, als eine Art zi-viles Frühwarnsystem zu fungieren. Umso wichtigerist, dass Vertreter*innen der Dörfer aktiv in die Ar-beit einbezogen werden. Denn die Komitees solltenauf keinen Fall als Spionageplattformen wahrge-nommen werden, die einzelne Dorfbewohner*innenan die Gerichtsbarkeit ausliefern. Seit Beginn desProgramms konnten 34 Komitees in den RegionenAgadez, Diffa, Tahoua und Tillabéri gegründet wer-den. 
Schließlich berichtete Harald Aschenbrennervon seinem knapp 5-monatigen Aufenthalt als Mili-tärseelsorger in Mali. Prinzipiell bewertete er denBundeswehreinsatz positiv, er habe aber auch Phä-nomene beobachtet, die seines Erachtens kritisch zubewerten seien. Zum Beispiel, dass in der malischenArmee jenseits der formalen Hierarchien gemäß mi-litärischer Ränge auch andere Hierarchiestrukturenzum Tragen kommen – nämlich jene, die sich ausden Familiennamen und dem Status der jeweiligenFamiliennamen innerhalb der malischen Gesell-schaft ergeben. 

Empfehlungen

● Statt militärisch sollte sich Deutschland stärkerim Entwicklungsbereich engagieren. Dabei isteine Konditionalisierung der Entwicklungshilfezu unterlassen, etwa was die Verkoppelung mitmigrations- und/oder sicherheitspolitischenMaßnahmen betrifft. 
13 Vgl. die in Fußnote 7 bereits erwähnte Broschüre

14 Réseau Nigérien pour la gestion non violente des conflits

15 Haute Autorité à la Consolidation de la Paix (HACP)
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● Eine Zusammenarbeit mit undemokratischen Re-gimen wie im Tschad ist zu unterlassen bzw. aufdas Nötigste zu begrenzen. Menschenrechtsver-letzungen dürfen nicht als unvermeidbare Be-gleiterscheinungen des Anti-Terrorkampfes oderder restriktiven EU-Migrationspolitik hingenom-men werden. 
● Zivilgesellschaftliche Akteure müssen gestärktwerden. Hierzu gehören auch grenzüberschrei-tende Projekte, die nicht nur die Wirksamkeit zi-vilgesellschaftlicher Interventionen erhöhen,sondern auch einen wechselseitigen Schutz dar-stellen. Erhöhte Aufmerksamkeit ist auf denSchutz von Menschenrechtsaktivist*innen zulegen
● Europäische NGO sollten sich stärker auf strate-gische Debatten mit ihren Partnern im Sahel ein-lassen. Gleichzeitig ist der wechselseitigeInformationsaustausch zu erhöhen, auch unterBerücksichtigung davon, dass viele Informationenleichter in Europa abzurufen sind. 
● Wichtig ist auch, zivilgesellschaftliche Strukturendort zu stärken, wo sie noch nicht bestehen. Dabei

sollten nicht nur Organisationen gefördert wer-den, die als etablierte Akteure bereits aktiv sind– in aller Regel in den großen Städten. Vielmehrgilt es, auch kleine Basisinitiativen oder sozialeBewegungen zu fördern. Nur so kann in entlege-nen Gegenden eine gewisse Stärke seitens der Zi-vilgesellschaft entwickelt werden. 
● Lokale Dialogformate sind in großem Stil auszu-bauen – auch mit Blick auf ihre Mobilisierungs-kraft. In diesem Zusammenhang sind bereitsgemachte Erfahrungen mit lokalen Dialog- undFriedensprozessen systematisch zu berücksichti-gen, auch was die Notwendigkeit betrifft, Sicher-heitsmanagement primär als lokale Aufgabe zubetrachten. Darüber hinaus sind religiöse und tra-ditionelle Autoritäten stärker einzubeziehen, alsdas seitens internationaler NGO häufig der Fallist. 
● Grundsätzlich ist im Interesse der Nachhaltigkeitauf langfristige Engagements zu achten, auch wasden Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen unddie Stärkung einzelner Akteure betrifft. Demge-genüber sollte ein verengter Fokus auf Projektför-derung (Stichwort: "Projektitis") vermiedenwerden. A
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06
ÖFFENTLICHE 
PODIUMSDISKUS-
SION: EU-POLITIK 
IM SAHEL – UM 
WESSEN SICHERHEIT
GEHT ES?In der Einleitung wurde bereits stichwortartig aus-geführt, dass die öffentliche Abschlussdiskussionder Tagung in atmosphärischer Hinsicht eine durchausdenkwürdige Veranstaltung gewesen ist. Ausschlag-gebend war insbesondere, dass die beiden anwe-senden Vertreter der Politik – der Sahel-Koordinatorder EU, Pierre Yves Boissy und der Sahelbeauftrageder Bundesregierung, Walter von den Driesch – star-ken Gegenwind seitens der Referent*innen aus demSahel erhalten haben. In diesem Sinne sollen hiernur einige ergänzende Aspekte wiedergegeben wer-den, auch unter Berücksichtigung davon, dass inder Abschlussdiskussion viele Gedanken formuliertwurden, die bereits in den Vorträgen und Workshopsausführlich zur Sprache gekommen sind. 

Eines der zentralen Themen war die G5, alsojene Regionalorganisation, die im Februar 2014 vonBurkina Faso, Mali, Mauretanien, Niger und Tschadgegründet wurde. Die G5 verfolgt sowohl entwick-lungs- als auch sicherheitspolitische Ziele. Entspre-chend wurde im Februar 2017 beschlossen, einemilitärische Eingreiftruppe mit 5000 Soldaten auf-zustellen – ihr präziser Name lautet G5 Sahel JointForce. Die Kosten von 423 Millionen Euro für dieEinrichtung der militärischen Einsatzgruppe wur-den maßgeblich von der EU, den USA, Saudi-Arabienund den Vereinigten Arabischen Emiraten getragen.Auch die jährlichen Unterhaltskosten von 115 Mil-

lionen Euro sollen in erster Linie von der internatio-nalen Gemeinschaft aufgebracht werden. 
Antonia Witt kritisierte, dass die G5 jene Insti-tutionen auf dem afrikanischen Kontinent untermi-nieren würde, die es bereits gäbe und die eigentlichfür die Bearbeitung derartiger Konflikte zuständigseien – namentlich die Afrikanische Union und diewestafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft ECWOAS.Ebenfalls kritisch sei, dass die G5 zu stark auf mili-tärische Lösungen fokussiert sei und zudem überkeinen gemeinsamen Kontrollmechanismus ver-fügte, um die militärischen Maßnahmen der jeweilsnationalen Truppenverbände effektiv zu kontrollie-ren. Laut Moussa Tchangari sei die G5 "herbeige-faxt" worden, sie sei in diesem Sinne als verlängerterArm französischer Interessenpolitik im Sahel zu be-trachten. Denn als Algerien lange vor Ausbruch derKrise in Mali aktiv werden wollte, so Moussa Tchan-

gari, sei dies von Frankreich und den USA gezielthintertrieben worden – schlicht deshalb, weil ver-hindert werden sollte, dass Algerien zur Regional-macht aufsteige. Antonia Witt stimmte dem zu,ergänzte jedoch, dass die G5 auch für die Regierun-gen im Sahel von Vorteil sei. Denn so würde ihr ei-genes Militär gestärkt, was sie zur Absicherung ihrerinnenpolitisch schwachen Position gut gebrauchenkönnten. Pierre Yves Boissy meinte, dass die EU-Länder im Sahel unterschiedliche Prioritäten hätten,allerdings gäbe es drei gemeinsame Hauptziele: "se-curité, sûreté, stabilité" – frei übersetzt mit: Sicher-heit, menschliche Sicherheit und Stabilität. Sabine
Eckart nahm diesen Ball auf und kritisierte, dass esder EU – in Kooperation mit der G5 – vor allem umStabilität ginge. Die EU sei in erster Linie an verläss-lichen Partnern interessiert und würde daher auchKooperationen mit fragwürdigen Regierungen wieim Tschad oder in Niger eingehen. Diese Stabilitätnützte jedoch nur der EU, nicht den Menschen. Indiesem Sinne sei, so Sabine Eckart, Stabilisierungkein sonderlich ambitioniertes Ziel – gemessen ander Idee nachhaltiger Entwicklung. Dazu der er-staunliche Kommentar von Pierre Yves Boissy: Erkönne dem nichts hinzufügen. Allerdings bestand erdarauf, dass die G5 durchaus eine entwicklungspo-litische Agenda hätte, die von der EU finanziell un-terstützt würde. Unklar blieb indes, in welchem
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Verhältnis militärische und entwicklungspolitischeUnterstützungsleistungen stünden. Entsprechendstellte Sabine Eckart die Behauptung von Waltervon den Driesch in Frage, wonach die Entwicklungs-hilfe für den Sahel das Vierfache der militärischenKosten ausmache. Denn hier fehlte eine klare Auf-schlüsselung der Posten. Es sei nicht transparent,aus welchen nationalen und europäischen Töpfenwelche Gelder für welche Zwecke genommen undggf. nur umdeklariert würden. Klar sei laut Sabine
Eckart lediglich, dass es tiefgreifender Veränderun-gen bedürfe. Es reiche nicht, mittels staatlicher Ent-wicklungszusammenarbeit die eine oder andereeinkommensschaffende Maßnahme einzurichten.Am Ende müssten die Sahel-Gesellschaften selbstdefinieren können, wo sie hinwollten und wie ihr

Reichtum verwendet werden sollte. Um das zuschaffen, bedürfe es einer starken Zivilgesellschaft.Hinsichtlich der dominanten Rolle von Frankreichsteuerte Moussa Tchangari noch eine Anekdote bei,die in ihrer Ungeheuerlichkeit vielenBesucher*innen unter die Haut ging: 2015 habe er10 Tage im Gefängnis gesessen, absurderweisewegen angeblicher Unterstützung von Boko Haram.Insgesamt seien über 30 Personen inhaftiert wor-den, viele hätten Folter erlebt. Als er abgeführt wor-den sei, habe ausgerechnet ein französischer Polizistdiesen Abtransport orchestriert – samt Anweisun-gen an die nigrischen Polizist*innen. Eine Situation,die den Moderator Alexander Göbel nicht zufälligan "andere Zeiten" denken ließ, um sodann zurFrage ziviler Maßnahmen überzuleiten.    A
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07
THEMEN, DIE OFFEN
GEBLIEBEN SIND
ODER VERTIEFT 
WERDEN SOLLTENDie Tagung war in thematischer Hinsicht be-wusst breit angelegt. Vor diesem Hintergrundwar es nicht überraschend, dass manche Themenaus Zeitgründen nicht oder nicht in der erforderli-chen Tiefe besprochen werden konnten. Drei dieserThemen waren im Rahmen der Tagung besonderswichtig – auf sie sei daher eigens hingewiesen, auchmit Blick auf zukünftige Workshops oder Konferen-zen: 
a) Radikalisierung

Die Frage der Radikalisierung war eines der häufigs-ten Themen der Tagung, sie ist in nahezu allen Vor-trägen und Workshops angesprochen worden, amausführlichsten im Jugendworkshop. Und doch bliebdie Frage undiskutiert, ob Radikalisierung mit einer"Islamisierung der Radikalität" oder einer "Radika-lisierung des Islam" zu tun habe. Diese Debatte wirdseit einigen Jahren besonders vehement in Frank-reich geführt – vor allem hinsichtlich der Frage, wieeiner Radikalisierung junger Menschen vorgebeugtwerden könne: Gilt es, islamistischer Propagandaeinen Riegel vorzuschieben oder ist es ungleichwichtiger, eine gute Bildungs-, Sozial- und Beschäf-tigungspolitik zu machen? Außerdem: Welche Rollespielt ein gläubiges muslimisches Umfeld: Immuni-siert eine ernsthafte Beschäftigung mit dem Korangegenüber dschihadistischer Radikalisierung oderhängt es letztlich daran, welchen Predigern zugehörtwird? Auf der Konferenz haben solche Fragen wenigRaum eingenommen. Hier überwog die These, wo-nach Radikalisierung unterm Strich eine soziale

Frage sei – so unter anderem Boniface Cissé, Badié
Hima, Chéibane Coulibaly und Moussa Tchangari.Grundsätzlich spricht alles für diese These: Islamis-tische Strömungen hätten in den letzten 20 Jahrenwohl kaum derart viel Zulauf erhalten, hätte esweder fragile Staatlichkeit noch wirtschaftliche Notgegeben. Gleichzeitig kann die Zeit nicht zurückge-dreht werden. Der Wahabismus und andere radika-lislamistische Strömungen haben an Bedeutunggewonnen, und das dürfte auch eine gewisse Eigen-dynamik angenommen haben: Was bedeutet es fürdie malische Gesellschaft, wenn zivilgesellschaftli-che Proteste in aller Regel relativ klein bleiben, derwertkonservative Prediger Chérif Ousmane Haidarajedoch 80.000 Menschen mobilisiert?16 Auch der ander Tagung beteiligte Referent Abdoulaye Sounayeist dieser Frage nachgegangen: In einem Aufsatzunter dem Titel "Salafi Youth on Campus in Niamey,Niger: Moral Motives, Political Ends" beschreibt er,wie sich die Stimmung an der Universität in Niameygeändert habe: Hätten in den 1990er Jahren nochmarxistisch-leninistische Oranisationen den politi-schen Ton auf dem Campus angegeben, seien esheute islamistische Gruppen, die nicht nur die 
16 Die Journalistin Charlotte Wiedemann ist dieser Frage in
ihrer Studie "Viel Militär, weniger Sicherheit. Mali – fünf Jahre
nach Beginn der Intervention" nachgegangen. Die Studie ist
auch auf französisch verfügbar: Une grande présence militaire,
moins de sécurité. Le Mali, cinq ans après le début de l'interven-
tion. Abrufbar unter: www.boell.de
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Universität, sondern auch die "moralische Ökono-mie" der nigrischen Gesellschaft maßgeblich präg-ten.17 Kurzum: Unter Berücksichtigung auf solcheEntwicklungen stellt sich durchaus die Frage, ob Ver-änderungen im politischen und sozialen Bereichausreichen, um dschihadistische Bewegungen vonunten auszutrocknen oder ob es nicht auch einer di-rekter Auseinandersetzung mit diesen immer stär-ker werdenden Strömungen bedarf. 
b) Friedensprozess in Mali

Der Friedensprozess in Mali ist ebenfalls öfter zurSprache gekommen, allerdings wurde nicht näherdiskutiert, worin die Probleme und Widersprüchebei seiner Umsetzung liegen. Daher sollten bei zu-künftigen Diskussionen vor allem zwei Aspekte inden Blick genommen werden. Zum einen ist bisheute die Frage offen, ob nicht auch mit Vertreternbestimmter dschihadistischer und bewaffneterGruppen das Gespräch gesucht werden sollte, vorallem mit Blick darauf, dass einige dieser Gruppen –insbesondere die Maccina-Befreiungsfront – ihrenAusgang von einer sozialen Agenda genommenhaben: Lange galt diese Frage als No-Go: Einerseits,weil Frankreich und andere westliche Akteure diesausdrücklich ablehnen und folgerichtig eine bei dernationalen Friedenskonferenz 2017 unternommeneInitiative buchstäblich abgewürgt haben (Stichwort:"Kein Dialog mit Terroristen"), andererseits, weil einsolcher Dialog auch im Sahel als eine Art Gewaltdi-vidende kritisiert wird: Wer die Waffe gegen denStaat oder die Gesellschaft in die Hand nimmt, wirdim Zuge von Verhandlungen mit Kompensationenbelohnt; wer indes den Islamisten friedlich die Stirnbietet oder die Waffen früh abgegeben hat, geht leeraus – ein Dilemma, auf das insbesondere im Jugend-workshop eingegangen wurde. Gleichwohl wird dieDialog-Frage mittlerweile immer drängender, nichtzuletzt deshalb, weil die Einsicht wächst, dass derKonflikt in Mali nicht militärisch beigelegt werdenkann. Umso bemerkenswerter ist, dass sich nun-mehr auch ein westlicher Thinktank wie die Crisis-Group für Gespräche mit (bestimmten)

dschihadistischen und bewaffneten Gruppen ausge-sprochen hat.18 Zum anderen ist auffällig, dass vieleMenschen den Inhalt des Friedensvertrags nichtwirklich kennen. So wird immer wieder die fehlendeUmsetzung des Vertrags kritisiert, während gleichzeitig2017 große Teile der Zivilgesellschaft gegen die im Ver-trag vorgesehene Verfassungsreform auf die Straße ge-gangen sind. Dies zeigt, dass der Friedensvertragbislang nicht hinreichend in der Öffentlichkeit diskutiertwurde – auch was grundlegende Widersprüche betrifft.Erwähnt sei nur, dass die Verfassungsreform größereBeteiligungsrechte unter anderem für Frauen vorsieht(wie Fatoumata Touré im Jugendworkshop betont hat),während sich die Proteste gegen eine vermeintlicheoder tatsächliche zu große Machtfülle des Präsidentengewandt haben. 
c) Gewalttätige Auseinandersetzungen im
Zentrum Malis

Chéibane Coulibaly hat in seinem Beitrag nichtnur aufgezeigt, welche zentrale Rolle jahrhunderte-alte Landkonflikte bei den derzeitigen Auseinander-setzungen im Zentrum Malis spielen. Vielmehr ist erauch darauf eingegangen, inwiefern sich dies mit so-zialen Gegensätzen, ethnischen Spannungen undschlechter Regierungsführung verschränkt. Unddoch scheint es angesichts der derzeitigen Gewalts-pirale dringend geboten, sich umfassender mit derSituation im Zentrum Malis auseinanderzusetzen,auch unter Berücksichtigung der immer wieder ge-äußerten Befürchtung, dass Mali an diesen Ausei-nandersetzungen zerbrechen könnte.  
In diesem Sinne sei an dieser Stelle auf einigeder zahlreichen Veröffentlichungen aus jüngerer Zeitverwiesen, die sich mit unterschiedlichen Aspektender Vielfachkrise im Zentrum Mali beschäftigen: 

● Tor A. Benjaminsen & Boubacar Ba (2018):Why do pastoralists in Mali join jihadist groups.A political ecological explanation.19

17 Abdoulaye Sounaye, Salafi Youth on Campus in Niamey,
Niger: Moral Motives, Political Ends. Zum Download: www.aca-
demia.edu (2018)

18 International Crisis Group (2019): Speaking with the "Bad
Guys": Toward Dialogue with Central Mali's Jihadists – auch auf
französisch verfügbar: Parler aux jihadistes au centre du Mali :
le dialogue est-il possible? Abrufbar unter: www.crisisgroup.org

19 Veröffentlicht in: The Journal of Peasant Studies, 46:1, 1-20
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● Human Rights Watch (2018): "Avant, nous éti-ons des frères". Exactions commises par des grou-pes d’autodéfense dans le centre du Mali.20
● FIDH/International Federation for Human

Rights (2018): Centre Mali: les populations prisesau piège du terrorisme et du contre-terrorisme.21
● Adam Thiam (2017): Centre du Mali: Enjeux etDangers d'une crise négligée.22
● Gaye, Serigne-Bamba (2018): Conflicts entreagriculteurs et éleveurs dans un contexte de me-naces asymétriques au Mali et au Burkina Faso23

08
ALLGEMEINE 
EMPFEHLUNGEN &
EMPFEHLUNGEN 
DER WORKSHOPSWährend der Tagung wurden zahlreiche Emp-fehlungen formuliert – teils vonReferent*innen, teils von Teilnehmer*innen, zu-nächst im Rahmen der Vorträge, sodann bei denWorkshops und Plenumsdiskussionen. Hinzu kam,dass manche Empfehlungen primär an Akteure derinternationalen Gemeinschaft gerichtet waren, an-dere primär an Akteure in den Sahelländern (Regie-rung/Staat, Zivilgesellschaft, Gesellschaft), unddritte wiederum primär an Fokus Sahel. Vor diesemHintergrund dürfte verständlich werden, weshalb andieser Stelle kein streng durchkomponierter Emp-fehlungskatalog präsentiert werden kann – mit aus-differenzierten Forderungen an jeweilsunterschiedliche Adressaten. Stattdessen muss dasRaster deutlich gröber ausfallen – maßgeblich ange-lehnt an die im Text bereits dokumentierten Forde-rungen: 
Allgemeine Empfehlungen - primär
adressiert an Akteure der 
internationalen Gemeinschaft24

● Externe Akteure sollten sich umfassender als bis-lang mit der Situation in der Sahel-Region befas-sen, auch unter Berücksichtigung historischerKontexte und geographischer Besonderheiten.Nur so ist ein wirklich situationsangemessenesHandeln in der Region möglich.

20 Abrufbar unter: www.hrw.org – auch auf englisch verfüg-
bar: “We Used to Be Brothers”. Self-Defense Group Abuses in
Central Mali« 

21 Abrufbar unter: www.fidh.org – auch auf englisch verfüg-
bar: Central Mali: Populations caught between terrorism and
anti-terrorism

22 Abrufbar auf der Webseite von Centre pour le dialogue hu-
manitaire: www.hdcentre.org

23 Abrufbar unter: www.fes-mali.org – auch auf englisch ver-
fügbar: Conflicts between farmers and herders against a back-
drop of asymmetric threats in Mali and Burkina Faso

24 Nahezu wörtliche Übernahme aus dem 2. Kapitel "Zusam-
menfassung der wichtigsten Ergebnisse".
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● Auf dieser Grundlage muss eine klare Priorisie-rung ziviler Maßnahmen erfolgen – einschließlicheiner signifikanten Steigerung der finanziellenMittel für die nicht-militärische Entwicklungszu-sammenarbeit.25 Zivilgesellschaftliche Akteuresind gezielt zu fördern – gleichsam komplementärzur ebenfalls anvisierten Reform staatlicher In-stitutionen. Ein besonderes Augenmerk sollte da-bei auch auf lokale Dialog- und Empowerment-aktivitäten gelegt werden, um eine aktiveBeteiligung der Bevölkerung an zukünftigen Frie-dens- und Versöhnungsprozessen zu gewährleis-ten.
● Das derzeitige militärische Engagement ist dras-tisch zu reduzieren. Dabei sollte – ausgehend vonden bisherigen Aktivitäten in diesem Bereich –ein noch stärkerer Fokus auf Ausbildung und Aus-rüstung der Streitkräfte der einzelnem Sahel-Län-der liegen, allerdings nur unter derVoraussetzung, dass ihre Einbettung in funktio-nierende Institutionen garantiert ist.
● Grundsätzlich ist anzustreben, dass externe Mili-täroperationen ausschließlich im Rahmen der UNerfolgen (ggf. auch mit verändertem Mandat),nicht aber im Rahmen einzelstaatlicher Initiati-ven wie der französischen Operation Barkhane.Ebenfalls wichtig ist, dass UN-Einsätze zukünftigumfassender anhand konkreter Zielsetzungenevaluiert werden – stets auch mit Blick auf dieFrage, inwiefern das militärische Engagementdurch zivile Maßnahmen ersetzt werden könnte.

● Eine aus der militärischen Zusammenarbeit re-sultierende Stärkung autoritärer oder diktatori-scher Regime wie zum Beispiel dem im Tschad istzu vermeiden. Denn der Kampf gegen dschihadis-tische oder bewaffnete Gruppen rechtfertigtweder Menschenrechtsverletzungen noch dieHerbeiführung oder Aufrechterhaltung undemo-kratischer Verhältnisse. 
Allgemeine Empfehlungen – primär adres-
siert an Akteure in den Sahelländern

● Wirtschaftliche und gesellschaftliche Problemla-gen sind ebenfalls konsequent anzugehen, auchhier sind in erster Linie staatliche Institutionengefragt. Besonders häufig wurden folgende Maß-nahmen erwähnt: Bereitstellung staatlicher Infra-strukturdienstleistungen (Bildung, Gesundheit,Wasser, Strom, Straßen etc.); Bekämpfung vonArmut und Hunger; gerechte Steuerpolitik; mate-rielle und logistische Unterstützung kleinbäuer-licher Haushalte; gezielte Industrialisie-rungspolitik  [in diesem Zusammenhang habeneinige Referent*innen die Gründung einer eigen-ständigen Währung in Westafrika – jenseits desFranc CFA – gefordert]; Verhinderung von Vertrei-bungen und anderer negativer Auswirkungendurch industrielle, infrastrukturelle oder agrarin-dustrielle Großinvestitionen; Unterstützung beimAufbau kleiner und mittlerer Betriebe etc. 
● Im Zuge der Erneuerung des Systems politischerInstitutionen sollte der Zivilgesellschaft ein pro-minenter Platz eingeräumt werden – nicht nurzum Zwecke der Kontrolle, der Evaluation undder Meinungsforschung, sondern auch zur akti-ven Teilhabe. 
● Die Kritik am Verhalten staatlicher Akteure solltestets auch in eine Selbstkritik der Gesellschaft alsganzer verlängert werden. Diese Forderung er-hielt hohe Zustimmung, ohne dass jedoch dieForm konkretisiert wurde, in der eine solche kol-lektive Selbstkritik erfolgen sollte. 

25 In Medien und anderen öffentlich zugänglichen Quellen kur-
sieren unterschiedlichste und zum Teil widersprüchliche Zahlen
bezüglich der Summen, mit denen Deutschland, andere EU-Län-
der, die EU und weitere Akteure die G5-Sahelstaaten unterstüt-
zen. Um die Forderung einer signifikanten Erhöhung der zur
Verfügung gestellten Gelder der Entwicklungszusammenarbeit
zu präzisieren, wäre es daher dringend erforderlich, mehr Klar-
heit zu erzielen, auch durch das Instrument regelmäßiger kleiner
Anfragen an die Bundesregierung. Denn oftmals kommt es nur
zur Umdeklarierung bereits zur Verfügung gestellter Gelder. Vor
diesem Hintergrund ist für die Öffentlichkeit nicht immer er-
sichtlich, inwiefern angekündigte Unterstützungsdienstleistun-
gen eine tatsächliche Erhöhung der verfügbaren Gesamtsumme
bedeuten. 
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Empfehlungen aus den Workshops – adres-
siert an verschiedene Akteure sowohl in den
Sahelländern als auch der internationalen
Gemeinschaft26
Workshop I:
Jugend zwischen Perspektivlosigkeit 
und Aufbruch

● Um die jeweils unterschiedlichen Lebensbedin-gungen von Jugendlichen adäquat zu berücksich-tigen (etwa was Stadt-Land-Differenzen betrifft),sollte die Jugend stets im Plural adressiert wer-den: "Die Jugenden" statt "die Jugend".
● Jugendliche sind keine Gefahr, sie sollten vielmehrmit Blick auf ihre Potentiale und Kapazitäten be-trachtet und daher auf allen Ebenen unterstütztwerden: Hierzu gehören Jugendprojekte aus demkulturellen Bereich (um den sozialen Zusammen-halt zu stärken), aber auch Projekte zur politi-schen Bildung und zum Aufbau vonBeschäftigungsmöglichkeiten. Dabei gilt es, die Si-tuation junger Frauen speziell in den Blick zu neh-men.
● Interreligiöse und andere Dialogformate sind ge-eignet, um Radikalisierung vorzubeugen. Zudemsind nationale und internationale Lern- und Aus-tauschprogramme zu fördern, auch um Jugendli-che in ihrer Fähigkeit zu fördern, sich aktiv fürgesellschaftliche Belange einzusetzen. 
● Das Bildungssystem ist auf allen Ebenen mit mehrRessourcen auszustatten, auch mit Blick auf diehäufigen Unterrichtsausfälle im Zuge von Leh-rer*innenstreiks.
● Jugendliche sollten die Möglichkeit erhalten, beiSicherheitsfragen mitzusprechen. Zudem solltensie in der Armee Verantwortung tragen. Beidesfördert die Identifikation mit dem Staat und kanninsofern auch präventiv gegen Radikalisierungwirken. 

Workshop II:
Ressourcenkonflikte im Kontext 
von Klimawandel und Landgrabbing

● Bodenspekulation, Landraub und Zwangsumsied-lungen sind zu verhindern. Ungenutztes Landsollte zurückgegeben werden. Hierzu gehören ggf.auch Untersuchungen zu den Eigentümern einzel-ner Parzellen. 
● Um Landkonflikte zu vermeiden, sollte das Ge-wohnheitsrecht und klassische Konfliktlösungs-mechanismen im Rahmen der allgemeinenGesetzgebung gestärkt werden. Zudem ist daraufzu achten, dass die Rechte von Viehhirten eben-falls gesetzliche Verankerung finden.
● Wo bereits ein fortschrittliches Bodenrecht be-steht (wie in Burkina Faso und Niger), ist seinesystematische Anwendung zu garantieren. 
● Kleinbäuerliche Landwirtschaft und agrarökolo-gische Methoden sollten gestärkt werden. Diesschließt Mechanisierung und Weiterentwicklungder kleinbäuerlichen bzw. familiären Landwirt-schaft zum Zwecke der Ertragssteigerung nichtaus. Zu vermeiden sind jedoch negative Auswir-kungen auf andere bäuerliche Haushalte oder dieUmwelt. Das Prinzip der Ernährungssouveränitätsollte als programmatischer OrientierungspunktEingang in die nationalen Agrarpolitiken finden.
● Im Falle von Landnutzungskonflikten solltenAmalgame, also die Entstehung von Vorurteilengegenüber bestimmten Gruppen vermieden wer-den ("alle Peul sind Terroristen", "alle Dogon sindMilizen", "alle Araber sind Drogenhändler" etc.).Auch simplizistische Erzählungen über die Ent-stehung von Konflikten sollten zurückgewiesenwerden. 
● Persönlichkeiten, die sich für Frieden einsetzenund daher auch Amalgame und simplizistischeNarrative öffentlich hinterfragen, ist – sofern siedas wünschen – umfassender (Personen-)Schutzzu gewähren.26 Die hier dokumentierten Forderungen sind wörtliche Über-

nahmen aus der im 6. Kapitel erfolgten Zusammenfassung der
Workshops
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Workshop III: 
Internationale Sicherheitspolitik
und lokale Konflikttransformation

● Statt militärisch sollte sich Deutschland stärkerim Entwicklungsbereich engagieren. Dabei isteine Konditionalisierung der Entwicklungshilfezu unterlassen, etwa was die Verkoppelung mitmigrations- und/oder sicherheitspolitischenMaßnahmen betrifft. 
● Eine Zusammenarbeit mit undemokratischen Re-gimen wie im Tschad ist zu unterlassen bzw. aufdas Nötigste zu begrenzen. Menschenrechtsver-letzungen dürfen nicht als unvermeidbare Be-gleiterscheinungen des Anti-Terrorkampfes oderder restriktiven EU-Migrationspolitik hingenom-men werden. 
● Zivilgesellschaftliche Akteure müssen gestärktwerden. Hierzu gehören auch grenzüberschrei-tende Projekte, die nicht nur die Wirksamkeit zi-vilgesellschaftlicher Interventionen erhöhen,sondern auch einen wechselseitigen Schutz dar-stellen. Erhöhte Aufmerksamkeit ist auf denSchutz von Menschenrechtsaktivist*innen zulegen
● Europäische NGO sollten sich stärker auf strate-gische Debatten mit ihren Partnern im Sahel ein-lassen. Gleichzeitig ist der wechselseitigeInformationsaustausch zu erhöhen, auch unterBerücksichtigung davon, dass viele Informationenleichter in Europa abzurufen sind. 
● Wichtig ist auch, zivilgesellschaftliche Strukturendort zu stärken, wo sie noch nicht bestehen. Dabeisollten nicht nur Organisationen gefördert wer-den, die als etablierte Akteure bereits aktiv sind– in aller Regel in großen Städten. Vielmehr giltes, auch kleine Basisinitiativen oder soziale Be-wegungen zu fördern. Nur so kann in entlegenenGegenden eine gewisse Stärke seitens der Zivilge-sellschaft entwickelt werden. 

● Lokale Dialogformate sind in großem Stil auszu-bauen – auch mit Blick auf ihre Mobilisierungs-kraft. In diesem Zusammenhang sind bereitsgemachte Erfahrungen mit lokalen Dialog- undFriedensprozessen systematisch zu berücksichti-gen, auch was die Notwendigkeit betrifft, Sicher-heitsmanagement primär als lokale Aufgabe zubetrachten. Darüber hinaus sind religiöse und tra-ditionelle Autoritäten stärker einzubeziehen, alsdas seitens internationaler NGO häufig der Fall ist. 
● Grundsätzlich ist im Interesse der Nachhaltigkeitauf langfristige Engagements zu achten, auch wasden Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen undHandlungskompetenzen betrifft. 
Empfehlungen an Fokus Sahel

● Zukünftig sollten die Botschafter*innen der Sa-helländer ausdrücklich zu Tagungen von FokusSahel eingeladen werden. Zudem gilt es, mehr An-strengungen zu unternehmen, um Repräsen-tant*innen der jeweiligen Diaspora-Communitiesals Teilnehmer*innen (oder Referent*innen) zugewinnen. 
● Ähnliches gilt für Mitglieder des Bundestags –auch um sie sollte stärker geworben werden. Indiesem Zusammenhang wurde insbesondere dieEmpfehlung ausgesprochen, die nächste FokusSahel-Tagung in Berlin auszurichten. 
● Hinsichtlich der Referent*innen wurde von eini-gen Teilnehmer*innen aus dem Sahel der Wunschformuliert, mehr europäische Referent*innen insProgramm zu nehmen, so dass die Referent*innenaus den Sahelländern stärker von diesbezüglicherExpertise profitieren könnten. Außerdem sei eserforderlich, den Anteil weiblicher Referent-*innen aus den Sahelländern zu erhöhen. A
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09
REFERENT*INNEN
DER TAGUNG

● Dr. Pierre-Yves Boissy promovierte an der Uni-versität Paris-Dauphine in Politikwissenschaft.Derzeit ist er der Sahel-Koordinator des Europäi-schen Auswärtigen Dienstes und dort insbeson-dere für die Umsetzung der Sahel-Strategie derEU zuständig.
● Boniface Cissé studierte Privatrecht an der Uni-versität Bamako sowie Entwicklungspolitik und -praxis am Institut de hautes étudesinternationales et du Développement in Genf. Seit2018 ist er für das Zivile Friedensdienstpro-gramm von EIRENE im Sahel verantwortlich. 
● Chéibane Coulibaly ist Professor für Sozialwis-senschaften und Forschungsdirektor mit Schwer-punkt Entwicklungspolitik. Als Schriftsteller ist erMitglied der Königlichen Akademie für Übersee-wissenschaften Belgiens und der Wissenschafts-akademie Malis. Derzeit leitet er diePrivatuniversität Mande Bukari, deren Gründer erist.
● Soumana Coulibaly ist Ökonom und Sozialarbei-ter, seit 1992 spezialisiert auf die Themen Kinder-rechte und Krisenmanagement. Derzeit ist ergeschäftsführender Direktor von Enda Mali,einem Mitglied des internationalen NetzwerkesEnda Tiers Monde. 

● Dr. Youssouf Z. Coulibaly ist Professor für Völ-kerrecht und internationale Beziehungen an derFakultät für öffentliches Recht der Universität fürRechts- und Politikwissenschaften in Bamako. AlsDozent ist er für die Ausbildung von Soldaten,Polizisten, Gendarmen und Zivilisten Afrikas be-züglich der Achtung der Rechte unter anderemvon Frauen und Kindern in bewaffneten Konflik-ten zuständig.
● Sabine Dorlöchter-Sulser ist Soziologin undGeographin und arbeitet als Referentin für Länd-liche Entwicklung bei MISEREOR, einer deut-schen NGO. Sie verfügt über 30 JahreBerufserfahrung in der Entwicklungszusammen-arbeit, davon zehn Jahre in Burkina Faso, Mali undNiger.
● Sabine Eckart hat Politikwissenschaft studiert.Seit 1998 hat sie bei medico international zu-nächst den Nothilfebereich und in diesem Zusam-menhang auch umfangreiche Flüchtlingshilfe-projekte koordiniert. Seit 2004 ist sie für den Ar-beitsbereich Flucht und Migration zuständig.Dabei liegt ihr regionaler Schwerpunkt auf West-und Nordafrika.
● Dr. Badié Hima ist spezialisiert auf politische undmoralische Philosophie, Pädagogik und Didaktik,Kommunikation, Menschenrechte und Flücht-lingsrechte sowie auf Capacity Building für Zivil-gesellschaft, politische Parteien unddemokratische Institutionen. Seit Januar 2012 istBadié Hima Senior Resident Director des NationalDemocratic Institute (NDI) in Mali.
● Silga Lucien ist Jurist. Er ist Gründungsmitgliedvon FIAN Burkina Faso und seit Februar 2014dessen Koordinator.  Silga Lucien verfasste denAlternativbericht über den Stand des Rechts aufNahrung in Burkina Faso, den FIAN dem Aus-schuss der Vereinten Nationen für wirtschaftliche,soziale und kulturelle Rechte im Juni 2016 vorge-legt hat. 
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● Abas Mallam ist Jurist, und arbeitet in den Berei-chen Entwicklung, Friedensförderung, und Si-cherheit. Als Gründungsmitglied des nigrischenNetzwerks für gewaltfreie Konfliktbearbeitung(Réseau GENOVICO) ist Abas Mallam derzeit des-sen Generalsekretär.
● Baldal Oyamta ist Jurist und seit den 1990er Jah-ren spezialisiert auf Menschenrechtsfragen sowieKonflikttransformation. Gegenwärtig ist er als na-tionaler Koordinator bei der Ligue Tchadiennedes Droits de l’Homme (LTDH) tätig.
● Ouiry Sanou ist Jurist. Seit 1998 ist er Mitgliedder Generalunion der Studenten Burkina Fasos.Er ist Mitglied der Organisation Démocratique dela Jeunesse du Burkina Faso (ODJ), wo er die Po-sition des Generalsekretärs im Bureau ExécutifNational (BEN) innehat.
● Bernard Schmid ist promovierter Jurist. Er lebtseit Mitte der 1990er Jahre in Paris und arbeiteteals Jurist für die Gewerkschaft CGT sowie eine an-tirassistische Organisation. Neben seinem Berufist er als freier Journalist tätig und hat mehrereSachbücher verfasst.  
● Abdoulaye Sounaye ist Wissenschaftler. Er istmit dem Leibniz-Zentrum Moderner Orient inBerlin, dem Lasdel in Niamey und der AbdouMoumouni Universität in Niamey assoziiert. SeineForschungen befassen sich vor allem mit religiö-ser Aneignung (Salafismus, Dschihadismus, Pen-tekostalismus/Pfingstbewegung) durch jungeMenschen in Westafrika, insbesondere im Sahel. 

● Moussa Tchangari ist Generalsekretär der Ver-einigung Alternative Espaces Citoyens, einer derwichtigsten zivilgesellschaftlichen Organisatio-nen in Niger. 1991 war Moussa Tchangari einerder Gründer der Association Nigérienne desDroits de l'Homme (ANDDH). Er ist zudem alsJournalist tätig.
● Fatouma Elhadi Touré ist Lehrerin, Politikerin,Medienfrau, und engagiert sich insbesondere fürFrauen und gefährdete Jugendliche. Sie ist aktivin der Association Jeunes Femmes Leaders deGao, in der sie Vizepräsidentin ist. 
● Antonia Witt ist Wissenschaftliche Mitarbeiterinam Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens-und Konfliktforschung (HSFK). Dort arbeitet siezu Interventionen afrikanischer Regionalorgani-sationen (AU, ECOWAS) in politischen Krisen underforscht deren Auswirkungen auf Ordnung undFrieden in den betroffenen Ländern.   A 33
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10
Ergänzende 
Informationen

10.1
Dokumentation der Vorträge im Internet

Sämtliche Vorträge (außer die von Bernhard
Schmid und Sabine Dorlöchter-Sulser) können aufder Webseite von Fokus Sahel runtergeladen werden– teils als stichpunktartige Merkzettel, teils als voll-ständig ausgearbeitete Redemanuskripte: www.fo-kussahel.de. Leider liegen die Vorträgeausschließlich in französischer Sprache vor – eineÜbersetzung wäre aus finanziellen Gründen nichtmöglich gewesen. Allerdings sei darauf hingewiesen,dass mit dem Übersetzungsprogrammwww.deepl.com sehr gute Übersetzungsergebnisseerzielt werden können. 
10.2
Finanzielle Förderung der Tagung

Die Tagung wurde gefördert von Engagement Global,den Evangelischen Akademien in Deutschland, derEvangelischen Militärseelsorge, der Friedrich-Ebert-Stiftung, und der Heinrich-Böll-Stiftung. Fokus Sahelmöchte sich hierfür ganz herzlich bedanken!

10.3
Evangelische Akademie Frankfurt

Die Tagung wurde von Fokus Sahel in Kooperationmit der Evangelischen Akademie Frankfurt duchge-führt. In diesem Zusammenhang sei ausdrücklichdarauf hingewiesen, dass die Evangelische Akade-mie die Tagung auf ihrer Webseite ebenfalls doku-mentiert hat – unter der Rubrik "Medienzentrum":www.evangelische-akademie.de
10.4
Autor der Dokumentation

Olaf Bernau ist Soziologe. Er ist Journalist und ge-hört zum Koordinierungskreis des transnationalenNetzwerks Afrique-Europe-Interact. In diesem Zu-sammenhang hält er sich regelmäßig im Sahel auf,insbesondere in Mali. 34
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11
Programm der Tagung

27. März

14 h –Begrüßungen

Eberhard Pausch, Pfarrer und Studienleiter,
Evangelische Akademie Frankfurt; Grit Lenz,
Koordinatorin Fokus Sahel

14:45 - 18:15 h – Einleitungsvorträge

Ökonomische und geostrategische Interessen
internationaler Akteure im Sahel Bernard Schmid, freier Journalist und Anwalt, Paris

Governance-Herausforderungen im Kontext
der Sicherheitskrise in der SahelregionBadié Hima, National Democratic Institute, Bamako

Ziele und Konsequenzen der
„Versicherheitlichung“ der deutschen und
europäischen Politik gegenüber den
SahelstaatenYoussouf Coulibaly, Université des sciences
juridiques et politiques, Bamako

28. März

9 - 10 h – Einführende Vorträge 
für die Arbeitsgruppen

Jugend zwischen Perspektivlosigkeit 
und AufbruchBoniface Cissé, EIRENE au Sahel, Niamey

Ressourcenkonflikte im Kontext 
von Klimawandel und LandgrabbingChéibane Coulibaly, 
Université Mande Bukari, Bamako

Internationale Sicherheitspolitik 
und lokale KonflikttransformationMoussa Tchangari, 
Alternative Espaces Citoyen, Niamey

11 - 15:30 h – Parallele Arbeitsgruppen

Workshop I: Jugend zwischen
Perspektivlosigkeit und AufbruchFatouma Elhadj Touré, Association des jeunes
femmes leaders, Gao; Abdoulaye Sounaye, Leibniz
Zentrum Moderner Orient, Berlin; Ouiry Sanou,
Organisation Démocratique de la Jeunesse de
Burkina Faso, Ouagadougou; Moderation: FlorettaKayales, Brot für die Welt, Berlin

Workshop II: Ressourcenkonflikte im Kontext
von Klimawandel und LandgrabbingSabine Dorlöchter-Sulser, Misereor, Aachen; LucienSilga, FIAN – Burkina Faso, Ouagadougou;Moderation: Olaf Bernau, Afrique-Europe-Interact,
Bremen

Workshop III: Internationale Sicherheitspolitik
und lokale KonflikttransformationBaldal Oyamta, Ligue Tchadienne des Droits de
l‘Homme, N’Djamena; Soumana Coulibaly, Enda
Mali, Bamako; Abas Mallam, Réseau GENOVICO,
Niamey; Harald Aschenbrenner, Militärseelsorge,
Fritzlar; Moderation: Günter Schönegg, Berater für
EIRENE, Odernheim

16 h – Synthese + Diskussion (Plenum)Moderation: Alexander Göbel, freier Journalist

19 h – Podiumsdiskussion: EU-Politik im
Sahel – um wessen Sicherheit geht es?Moussa Tchangari, Alternative Espaces Citoyens,
Niamey; Antonia Witt, Hessische Stiftung Friedens-
und Konfliktforschung, Frankfurt am Main; Pierre-Yves Boissy, Coordinator Sahel Strategy and Trust
Fund, EEAS, Brüssel; Sabine Eckart, medico interna-
tional, Frankfurt am Main, Moderation: AlexanderGöbel, freier Journalist
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